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Wohin steuert
unser Rechtsstaat?





Dieser Grundsatz des römischen Rechts hat seinen 
Niederschlag in Artikel 3 des Grundgesetzes gefun-
den: Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

Der Schutzschirm eines für alle Menschen gleicher-
maßen geltendes Rechts ist der Humusboden, 
auf dem alleine eine Gesellschaft freier 
Bürger und eine freie Marktwirt-
schaft gedeihen kann.

Die unterschiedlichsten 
Talente, Fähigkeiten, Le-
bensentwürfe, Kulturen 
und sexuellen Ausrich-
tungen können und sollen 
sich entfalten – gelebte 
»Diversity«. Diese Vielfalt 
kann nur eine freie Gesell-
schaft bieten, in der sich 
der Staat darauf beschränkt, 
einen Ordnungsrahmen zu 
schaffen und sich ansonsten 
komplett aus dem Leben der Men-
schen heraushält.

In diesem wahrhaftigen Rechtsstaat ist kein Raum 
für »positive Diskriminierung«, der Vorteilsgewäh-
rung ausgewählter Gruppen, hochtrabend gerne 
auch affirmative action genannt, damit niemand die 
Bedeutung und die Bedrohung versteht. Was aber 
ist dies im Kern? Gesinnungsethik, die den Weg frei 
macht in einen totalitären Staat. Einen Staat, in dem 
die Moral das Recht bricht.

Diese Aushebelungen des Rechtsstaates, wie wir sie 
schleichend seit mehr als zwei Generationen erleben, 
haben schon sichtbare Spuren im Rechtsverständnis 
breiter Teile der Bevölkerung hinterlassen. Salon-
fähig  gemacht mit  Sätzen: »Wo Recht zu Unrecht 

wird, wird Widerstand zur Pflicht«, an tau-
sende Hausmauern gesprüht und in 

Millionen Köpfen verankert. Weil 
»die es ja nur gut meinen« hat 

sich ein dichtgewebtes Netz 
von Verständnis über  unse-

re Gesellschaft gelegt. Es 
darf bezweifelt werden, 
ob noch eine Mehrheit der 
Bevölkerung die Bedeu-
tung eines gleichen Rechts 
für alle präsent hat.

Kein Satz wird täglich so 
mit Füßen getreten wie Rosa 

Luxemburgs »Freiheit ist im-
mer die Freiheit des Andersden-

kenden«. Die ihn am liebsten zitie-
ren sind die, die ihn am tiefsten in den 

Schmutz ziehen.

Das gilt, leider, für alle politischen Himmelsrichtun-
gen.

Wie der Wiener Lyriker Ernst Jandl schon so tref-
fend schrieb: »manche meinen lechts und rinks kann 
man nicht velwechsern. werch ein illtum«

Ius respicit aequitatem – 
das Recht achtet auf Gleichheit.

Editorial

Peter Schmidt
Präsident des DeutscherArbeitgeberVerband
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Eine der wichtigsten Forderungen - und Vorbedingungen - der Rechtsstaatlichkeit
ist die Gewaltenteilung. Damit scheint es aber unter den heutigen Bedingungen
nicht so einfach zu sein. Welche Form der Gewaltenteilung haben wir eigentlich
und wie kann diese eine Recht und Freiheit schützende Wirkung entfalten? 

Aus heutiger Sicht müssen wir unterscheiden zwischen 
einer materiellen/substantiellen Gewaltenteilung auf der 
einen Seite und einer bloß formal-organisatorischen Ge-
waltenteilung auf der anderen. Heute ist die substantielle 
Gewaltenteilung in der Verfassungswirklichkeit fast über-
all von der nur formal-organisatorischen »Gewaltentei-
lung« verdrängt worden1, während zur Bewahrung bzw. 
Wiederherstellung der Freiheit des Bürgers eine substanti-
elle Gewaltenteilung erforderlich wäre.2 

In seinem vor allem in der englischsprachigen Version viel 
beachteten Buch »Der Staat im dritten Jahrtausend« analy-
siert der Fürst von Liechtenstein treffend:

»Die Problematik liegt darin, dass die Parteienoligarchie 
alle Schlüsselpositionen im Staat besetzt, von der Legisla-
tive über die Exekutive bis zur Gerichtsbarkeit. Wenn der 
Staat außerdem gegenüber früheren Jahrhunderten auf-
grund seiner vielfältigen Aufgaben, die er übernommen 
hat, zu einer dominierenden Kraft in der Volkswirtschaft 

geworden ist, so wird die Freiheit des einzelnen Menschen 
langsam ausgehöhlt, bis nur mehr eine Fassade übrig 
bleibt.«3 

Wie konnte das geschehen?

Das Gegenmodell, die substantielle Gewaltenteilung, hat-
te sich im Konstitutionalismus herausgebildet und wurde 
vom Bürgertum für äußerst wichtig befunden. So resultier-
te in der ersten modernen gesamtdeutschen Verfassung, 
derjenigen des Reiches von 1871, die Machtaufteilung zwi-
schen Volk und Fürsten nicht aus einer teilweisen Kapitu-
lation der bürgerlichen Gesellschaft vor der Fürstenmacht, 
sondern sie ergab sich aus der vom Bürgertum getragenen 
»konstruktiven Entscheidung für das Modell des … Frei-
heit und Recht sichernden kooperativen Dualismus des 
konstitutionellen Systems«.4

Der geradezu legendäre Verfassungshistoriker
Ernst Rudolf Huber, brachte es auf den Punkt:
»Eine nicht nur formal, sondern substantiell gewaltenteilen-
de Verfassung aber setzte voraus, dass kein Verfassungsorg-

Prof. Dr. Michael Elicker

Rechtsstaatlichkeit
und Ämterpatronage
Plädoyer für eine Erweiterung
des Korruptionsstrafrechts
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an, auch nicht die gewählte Volksvertretung, den Vollbesitz 
der politischen Macht für sich beanspruchen könne, sondern 
dass die Macht zwischen mehreren gleichberechtigten Ver-
fassungsfaktoren aufgespalten sein müsse. Die klassische 
Gewaltenteilung verlangt, dass Legislative und Exekutive 
nicht nur organisatorisch getrennt und ihre Zuständigkei-
ten nicht nur begrifflich unterschieden werden. Ihre unum-
gängliche Bedingung ist vielmehr, dass die beiden politischen 
Grundgewalten wirkliche Eigenständigkeit besitzen ... Das 
war nach Montesquieus Lehre am ehesten möglich, wenn die 
Exekutive auf das monarchische Prinzip gegründet ... war.«5  

Konstitutionalismus
mehr als eine Floskel

Begrifflich hält z.B. die britische Verfassungslehre an die-
sem Konstitutionalismus fest, wenn dort die heutige parla-
mentarische Monarchie weiter als »Constitutional Monar-
chy« bezeichnet wird. Aber es ist nicht nur eine Floskel: Ein 
bis heute dort mit großer Wachsamkeit gehütetes wichtiges 
Erbe des Konstitutionalismus ist der dezidiert parteienun-
abhängige und sogar – distanzierte Civil Service. 

In Deutschland konnte sich dieser Vorzug des Konstitutio-
nalismus nach der vollständigen Parlamentarisierung nicht 
erhalten, wie vom Staatsrechtler Peter Badura im führenden 
Grundgesetz-Kommentar Maunz/Dürig eher dunkel ange-
deutet wird: »Der Übergang zur demokratischen Republik 
mit ihren Risiken der politischen und vor allem parteipoli-
tischen Patronage gab und gibt dem Grundsatz des gleichen 
Zugangs zu den öffentlichen Ämtern des Beamtenapparats 
und der Gerichtsbarkeit eine neue Dimension der Gewähr-
leistung des professionellen Leistungsprinzips im Sinne der 
unparteiischen Neutralität der Ämterbesetzung und Pflich-
terfüllung.«6 

Parteien mißachten Vorgaben
des Grundgesetzes 

Gerade bei Schaffung des Grundgesetzes nach einer alles 
durchdringenden Parteiherrschaft waren zwar Vorkehrun-
gen getroffen worden wie Art. 33 Abs. 2 GG: »Jeder Deut-
sche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen 
Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte.«

Diese Vorgabe wird von den heute herrschenden Partei-
en aber ganz offen missachtet, wie der herausragende Be-
amtenrechtler Ulrich Battis feststellt - im Einklang mit 
praktisch allen Wissenschaftlern, die sich mit diesem Phä-
nomen befassen7: »Ungeachtet der verfassungsrechtlichen 
Vorgabe und der klaren gesetzlichen Ausformung wird das 
Leistungsprinzip in der Praxis des öffentlichen Dienstes 
höchst unvollkommen durchgesetzt. Hauptübel ist die par-
tei- aber auch verbandspolitische Ämterpatronage, d. h. 
der punktuelle aber regelmäßige Eingriff in die Besetzung 
von Ämtern durch Ernennung, Beförderung oder günstige 
Versetzung nach partei- und/oder verbandspolitischen Ge-
sichtspunkten. Ohne spektakuläre Entlassungen der Partei-
gegner, wie beim Beutesystem, werden Vertrauensleute der 
Regierung systematisch bevorzugt. Diese verfassungswidrige 
Praxis beeinträchtigt das Niveau der Verwaltung und stellt 
die Funktionsfähigkeit der Exekutive bei einem Regierungs-
wechsel in Frage«.8 

Er fügt hinzu: »Dem Leistungsprinzip widerspricht auch 
das Proporz-System, das im Grunde von Vorstellungen des 
Beutesystems ausgeht und in einem Arrangement unter den 
Beuteberechtigten die Ämter anteilmäßig bzw. turnusmäßig 
an Beamte verteilt, die dem Parteienkartell angehören oder 
ihm nahe stehen«9.

Prof. Dr. Michael Elicker

Hochschullehrer für Steuerrecht

an der Universität des Saarlandes und

Unternehmensberater in Luxembourg

und Mitglied im Beirat des DAV
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1)  Fürst Hans-Adam II. von Liechtenstein, Der Staat im dritten Jahrtausend, S. 96. | 2) Fürst Hans-Adam II. von Liechtenstein, Der Staat im dritten Jahrtausend, S. 96. | 3) 
Fürst Hans-Adam II. von Liechtenstein, Der Staat im dritten Jahrtausend, S. 119 f. | 4) Huber, § 4, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band 1, Rdnr. 
33; vgl. auch Werner Weber, Die Teilung der Gewalten als Gegenwartsproblem, in: FS für Carl Schmitt,1959, S. 253 ff., 256, 269. | 5) Ernst Rudolf Huber, Das Kaiserreich 
als Epoche verfassungsstaatlicher Entwicklung (§ 4), in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Band 1, 3. Aufl. Heidelberg 2003, § 4 Rz. 33 unter Hinweis 
auf Charles de Secondat, Baron de Montesquieu, De l’esprit des lois, Buch XI, Kap. 6, 1748. | 6) Badura in Maunz/Dürig, Grundgesetz-Kommentar, 76. EL Dezember 2015 
Rz. 19. | 7) Z.B. v. Arnim, PersV 1988, 21; ders., Staat ohne Diener, 1994, S. 129; Höfling, ZBR 1999, 73; Schuppert, Verwaltungswissenschaft, 2000, S. 654; Koettgen, 
DÖV 1953, 321; T. Eschenburg, Ämterpatronage, 1961; Wiese, Staatsdienst, S. 239; Dagtoglou, StK VI S. 52; Wagener, VVDStRL 37, 235; Wichmann, Parteipolitische 
Patronage, 1986; ders., ZBR 1988, 365; Lecheler, HdbStR § 72, Rn. 103 f.; Hattenhauer, ZBR 1993, 1; Bochmann, Führungsfunktionen auf Zeit gem. § 12 b BRRG und de-
ren Bedeutung für Berufsbeamtentum und Verwaltung unter besonderer Berücksichtigung der Probleme der Ämterpatronage, 2000, S. 159; Kloepfer, ZBR 2001, 189; 
Klieve, VR 2003, 183; Bochmann, ZBR 2004, 405; Günther, DöD, 1994, 178; Biehler, NJW 2000, 2400. | 8) Battis, Bundesbeamtengesetz, 4. Aufl., § 9 Auswahlkriterien, 
Rz. 4; fast Wortgleich Battis in Sachs, Grundgesetz-Kommentar, Art. 33 Rz. 39. | 9) Battis, Bundesbeamtengesetz, § 9 Auswahlkriterien, Rz. 4 unter Hinweis auf Kafka, 
VVDStRL 17, 86; Dagtoglou, StK VI, S. 53. | 10) So die Feststellung des Fakultätsrates. | 11) Die Welt/N24 vom 23.2.2014; dpa vom 7.5.2014. | 12) Vgl. z.B. Bannenberg/
Schaupensteiner, Korruption in Deutschland, 2004; von Maravic, VerwArch 2006, 270; Zepf, DöD 2004.

Ein besonders brutales Extrembeispiel für die heute so 
ungeniert praktizierte Ämterpatronage ist die Ernennung 
der als Bundesbildungsministerin untragbar gewordenen 
Annette Schavan zur Botschafterin Deutschlands beim 
Heiligen Stuhl. Nach der Entziehung ihres im Wege der 
»Direktpromotion« erworbenen Doktorgrades durch die 
Universität Düsseldorf wegen »vorsätzlicher Täuschung 
durch Plagiat«10 stand Schavan plötzlich ohne Abschluss 
da. Wie der Personalrat des Auswärtigen Amtes zu Recht 
monierte, erfüllte sie mangels Hochschulabschlusses oder 
eines gleichwertigen Abschlusses ganz klar nicht die ge-
setzlichen Mindeststandards der »Eingangsvoraussetzun-
gen für den höheren Auswärtigen Dienst«, die sich aus § 17 
Abs. 5 des Bundesbeamtengesetzes ergeben.11 

Gemeinschatliche
Korruption

Das Schlimmste dabei ist, dass die handelnden Entschei-
dungsträger(innen), hier das Kabinett unter Vorsitz der 
Kanzlerin, unsere gesamte Bundesregierung also, sich 
offenbar gar nichts mehr gedacht haben bei der gemein-
schaftlichen Verübung dieser extrem schädlichen Form der 
Korruption, beim öffentlich zelebrierten Bruch von Verfas-
sung und Recht. 

Wie kann ein derart gravierender Missbrauch ohne jede 
Sanktion bleiben? Erstens, weil es diejenigen machen, die 
gerade an den Hebeln der Macht sitzen. Zweitens, weil 
es die anderen, wenn sie an die Macht kommen, genauso 
machen. Drittens, weil die benachteiligten Wettbewerber, 
auch aufgrund einer Kultur des Schweigens, nur in den we-
nigsten Fällen den Mut und die Mittel haben, im Wege der 
Konkurrentenklage vorzugehen. Regierungsmacht bricht 
Recht und Gesetz: Passt ein solches Konzept zum Modell 
»Rechtsstaat« oder eher zum Modell »Willkürherrschaft«? 
Parteipolitische Ämterpatronage ist kein »Kavaliersdelikt«, 
das als »sozialadäquat« zu akzeptieren wäre, weil es weit 
verbreitet ist. Es handelt sich in Wahrheit um eine beson-
ders perfide Spielart der Korruption.12 Nicht nur setzt sie 
- unter gleichzeitiger Verschwendung von Steuermitteln 
- die Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes herab 
und benachteiligt den kompetenteren Mitbewerber unter 
Verstoß gegen Art. 33 Abs. 2 des Grundgesetzes. Sie be-
schädigt auch das Vertrauen der Bürger in die Lauterkeit 
der öffentlichen Verwaltung mindestens ebenso wie die in 
den Korruptionstatbeständen des Strafgesetzbuches bereits 
erfassten Handlungsmuster. Rechtspolitisch gibt es somit 
keinerlei Grund, die Ämterpatronage nicht ebenso straf-
rechtlich zu sanktionieren. 

Wieso aber hat der Gesetzgeber nie etwas in dieser Rich-
tung unternommen? Honi soit, qui mal y pense… •
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Zum vernünftigen
Leben geschubst? 
»Nudging« als Grundrechtsproblem.

Prof. Dr. Friedhelm Hufen

1. Ein denkwürdiges Zeichen der Zeit
Nudging (zu Deutsch: schubsen oder stupsen) ist ein 
Begriff aus der Verhaltensökonomie und bezeichnet eine 
Methode, das Verhalten des Menschen auf vorhersehbare 
Weise zu beeinflussen, ohne auf Gebote und Verbote zu-
rückzugreifen1. Akteure, Ziele und Instrumente des Nud-
ging sind vielfältig. Wir alle sind täglich solchen Beein-
flussungen ausgesetzt. Sie reichen von harmlosen Formen 
wie »Fliege im Urinal« zur Erhöhung der »Treffsicherheit« 
über das intensiver werdende Gefiepe bei nicht angelegtem 
Sicherheitsgurt und nervenden »Runter vom Gas«-Plaka-
ten an Autobahnen bis hin zu drastischen Horrorbildern 
auf Zigarettenschachteln und vielleicht demnächst auf 
Weinflaschen.

Nudging kann durch positive Anreize (Plazierung ge-
sunder Lebensmittel in der Kantine oder im Supermarkt, 
Prämien auf umweltfreundliche Produkte) oder negative 
Anreize wie Warnung vor Gesundheitsgefahren, erhöhte 
Versicherungsprämien, Fettsteuer und sonstige Abgaben 
auf angeblich schädliche Lebensmittel bestehen. Ein Lieb-
lingsprinzip der »Nudger« ist die Prävention. Sie kommt 
in Aufrufen zu Vorsorgeuntersuchungen, Einnahme von 
resistenzsteigernden Vitaminen bis hin zur Vergabe von 
Fitness-Trackern zur Messung der täglich bewältigten 
Treppenstufen oder gar Vorschlägen der »Chemopräven-
tion«2 vor. Neben nicht zu bestreitendem Nutzen – etwa 
bei Vorsorgeuntersuchnungen von Kindern und konkreten 
Risikogruppen - schafft die Aufforderung zur Prävention 
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auch lukrative Möglichkeiten für eine ganze Präventions-
industrie, nicht von der Kasse bezahlte »IGgel-Leistungen« 
durch Ärzte und scheint geeignet, ganze Heere von Hy-
pochondern zu kreieren. Positives Nudging – Hinschubsen 
zu einem bestimmten Verhalten - kann unterschieden wer-
den von negativen nudging (»to nudge away«  - wegschub-
sen von bestimmten Verhaltensweisen, Salz, Schokolade, 
Überraschungseiern und dergleichen mehr).

Nudging kommt ohne direkte Verbote aus, kann sich sol-
chen aber annähern, weil im Fall der Missachtung direkte 
oder indirekte Sanktionen oder mindestens das Gefühl: 
»Du gehörst nicht zur Gemeinschaft der Vernünftigen« 
auslöst. Zu unterscheiden ist »Nudging« von wertfreien 
Informationen und Aufklärung.  Die Grenze von bloßer 
Information und Nudging ist aber dort überschritten, wo 
es eben nicht nur um Information, sondern um bewusste 
Beeinflussung in eine bestimmte Richtung geht. 

Die Beispiele zeigen, dass öffentliche Akteure, also Staat öf-
fentliche Körperschaften und Medien in vielfältiger Weise 
an dieser Beeinflussung beteiligt sind. Damit ist es ein The-
ma des Verfassungsrechts. 

2. Nudging als Grundrechtsproblem

Was interessiert den Verfassungsjuristen an Nudging, 
wenn es nicht um direkte Gebote und Verbote geht? Wir 
werden schließlich täglich in vielfältiger Form durch Wer-
bung, Beratung und andere Formen der Beeinflussung 
umworben. Auf der Grundlage dieser Vielfalt müssen wir 
unsere Entscheidungen treffen. Das gerade ist der Kern der 
freien Entfaltung der Persönlichkeit, wie die das Grundge-
setz sie in Art. 2 Abs. 1 voraussetzt. Auch gibt es keinen 
grundrechtlichen Schutz vor abweichenden Meinungen, 
vor Konfrontationen und »schlechtem Gewissen«. Aber es 
gibt sehr wohl einen Schutz gegen Bevormundung, Bedro-
hung freiheitlicher Selbstbestimmung und überzogenen 
Paternalismus3. Ein erster Schritt muss also sorgfältige Dif-
ferenzierung sein.

»Nudging« ist kein Rechtsbegriff; es kommt vielmehr in al-
len gängigen Rechtsformen vor. Ausgeschlossen sind – wie 
betont – direkte Regelungen, Gebote und Verbote. An die-
ser Stelle nicht interessant ist auch das »private Nudging« 
durch Werbung und Wettbewerb, bei dem das Wettbe-
werbs- und Lauterkeitsrechts die Grenzen zu markieren. 

Privates Nudging ist durch Meinungs- und Berufsfreiheit 
sogar besonders geschützt. Umso mehr interessiert sich 
der Öffentlichrechtler für das Nudging durch öffentliche 
Träger, also etwa Verbraucherministerium, Lebensmit-
telbehörden, aber auch öffentliche Krankenkassen und 
öffentlicher Rundfunk – Institutionen, denen schon kraft 
ihrer Staatlichkeit oder Staatsnähe eine besondere Autori-
tät, damit aber auch ein besonderer Legitimationsbedarf, 
zukommt. 

Ob und ggf. welche verfassungsrechtliche Bedenken gegen 
das »Nudging« bestehen, lässt sich nicht abstrakt, sondern 
nur an Hand der Vielfalt von Einzelfällen bestimmen. 
Darum kann es an dieser Stelle nicht gehen. Verfassungs-
rechtlich interessant sind aber die anthropologischen 
Grundannahmen, die hinter dem Konzept stehen und die 
auf das Menschenbild des Grundgesetzes und einzelner 
Grundrechte zu beziehen sind. Im öffentlichen Bereich be-
ruht – und hier liegt sogleich die Gefahr – das Konzept des 
Nudging auf der Unterstellung, der Staat solle oder müsse 
eingreifen, um die Menschen auf den richtigen Weg zu len-
ken, da sie selbst unfähig seien, das für sie Bessere zu erken-
nen und zu verwirklichen. So gesehen ist Nudging eine ty-
pische Handlungsform des paternalistischen Staates4. Der 
Grundgedanke, dass der Mensch zum Guten »geschubst« 
und vom Schlechten und Unvernünftigen abgehalten wer-
den muss, atmet schon im Ansatz den Geist des spätab-
solutistischen Wohlfahrtsstaates, in dem der Staat nicht 
nur für die verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen, 
die innere und äußere Sicherheit sowie die Infrastruktur 
verantwortlich ist, sondern im umfassenden Sinne »Da-
seinsvorsorge« für seine Untertanen betreibt. Anders als 
im amerikanischen Verfassungsdenken geht es nicht um 
pursuit of happiness, also individuelle Verwirklichung 
des Glücks, sondern um die öffentliche Gewährleistung 
von »happiness« als solche. Lorenz von Stein hat für die-
ses Denken den Begriff des »sozialen Königtums« geprägt5. 
Harmlos klingend, aber doch verräterisch ist die Präsenz 
des Begriffs der »Daseinsvorsorge«, sondern auch die Rede 
vom »Vater Staat« – eine Metapher, die sich in keiner ande-
ren Sprache ausdrücken lässt . Kehrseite des Prinzips ist der 
betreuungsbedürftige Bürger, der nicht selbst in der Lage 
ist, sein Lebensrisiko zu tragen und sich mit seiner Familie 
einzurichten. 

Dieses anthropologische Leitbild widerspricht bereits 
dem Menschenbild des Grundgesetzes und im Kern auch 

Erhards Erben 01|2017

10

Schwerpunkt | Rechtsstaat



der Würde des Menschen (Art. 1 GG), zu der – bei allen 
Definitionsschwierigkeiten im Übrigen – in jedem Fall 
die Autonomie und die Eigenverantwortlichkeit gehören. 
Überzogenes Nudging, Bevormundung und Übernahme 
individueller Entscheidungen können aber auch andere 
konkrete Grundrechte, insbesondere das allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 i.V. mit Art. 1 Abs. 1 GG), 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit und – wenn es um 
die Erhebung und Weitergabe personenbezogener Daten 
geht – das Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-
mung tangieren. Diese Grundrechte basieren auf dem 
Prinzip der Selbstverantwortung und gewährleisten auch 
und gerade das Recht, nicht vernünftig zu sein; ja für er-
wachsene Menschen sogar das Recht auf Selbstgefährdung 
und Selbstschädigung erwachsener Menschen. Werden mit 
dem Nudging Nachteile und Vorteile verbunden, so kommt 
auch immer der Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 GG) 
ins Spiel, denn Ungleichbehandlungen bei Anreizen und 
Nachteilen wollen verfassungsrechtlich begründet sein. 
Nicht zu vergessen: Nudging kann auch die Grundrechte 
Dritter, so insbesondere die Berufsfreiheit, berühren, so 
etwa, wenn weite Kreise der Bevölkerung davon abgehalten 
werden, bestimmte Produkte zu konsumieren oder umge-
kehrt Produkten des Konkurrenten den Vorzug zu geben. 
Durch Nudging sind ganze Wirtschaftszweige wie etwa 
die Werbeindustrie massiv bedroht; andere ringen um ihre 
Existenz. Das traditionsreiche Kürschnerhandwerk und 
der ebenso traditionsreiche Familienzirkus seien hier nur 
als Beispiele genannt.

3. Eingriff oder bloße Dienstleistung?

Ob und inwieweit im Nudging ein Grundrechtseingriff 
liegt, hängt vom Einzelfall ab. Klammert man wiederum 
direkte Gebote und Verbote aus, die aber – wie etwa jedes 
Werbeverbot – auf der Ebene eines Konsumenten Nud-
ging-Effekte bezwecken, so sind Beratung, negative und 
positive Anreize und mehr oder weniger direkte Beeinflus-
sung einerseits und bloße Informationen andererseits zu 
unterscheiden. Wie das physische Schubsen ein Eingriff in 
die körperliche Integrität ist, so ist das mentale Schubsen 
ein Eingriff in die Integrität des selbstbestimmten Men-
schen und damit ein Grundrechtseingriff.

Immer ein Eingriff ist das »obligatorische Nudging«, also 
die Beratungspflicht. Alle Fälle, in denen vor Aufnah-
me einer grundrechtlich geschützten Tätigkeit eine Be-

ratungspflicht besteht, kennzeichnen Eingriffe in dieses 
Grundrecht. Beispiele sind der Beratungsschein vor dem 
Schwangerschaftsabbruch, die Beratung vor der Pränatal-
diagnostik, bei der Sterbehilfe, aber auch die Beratung 
durch eine Ethikkommission vor Aufnahme bestimmter 
Forschungen. 

Eingriffscharakter tragen auch negative Anreize, wie Zu-
satzabgaben auf Nikotin, Alkohol, Zucker oder Fett oder 
Prämiennachteile in der Krankenversicherung beim Fest-
stellen bestimmter Lebensweisen und Risiken. Wie vielfäl-
tig hier die Einwirkungsformen sind, zeigt der Fall, in dem 
es um das Mitverschulden eines »helmlosen« Radfahrers 
an seiner Unfallverletzung ging7. Auch positive Einwirkun-
gen und Anreize können – so paradox es klingt – zu Ein-
griffen und Ungleichbehandlungen führen, so etwa, wenn 
einem Konsumenten ein ungeeignetes Kraftfahrzeug, eine 
überzogene Solaranlage oder Ähnliches nahe gelegt wird. 

Bloße Informationen hingegen sind kein Fall des Nudging 
und auch kein Grundrechtseingriff – jedenfalls soweit die 
Rechte Dritter beachtet und die nicht auf eine unmittelbare 
Beeinflussung gerichtet sind. Problematisch kann aber die 
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grob vereinfachende Information sein, wenn sie eine real 
nicht vorhandene Sicherheit vorgaukelt: Die im Lebensmit-
telrecht diskutierte »Nährwertampel« ist hierfür vielleicht 
das beste Beispiel. Ansonsten wirken Informationen nicht 
eingreifend; sie schaffen vielmehr durchaus die Basis für 
selbstbestimmtes Entscheiden, wie dies den Vorgaben des 
Grundgesetzes entspricht (im »postfaktischen« Zeitalter ist 
hier freilich anzumerken, dass es vielfach gerade nicht um 
Tatsachen, sondern zumeist eben doch um Beeinflussung 
geht).

4. Rechtfertigung von Eingriffen
Es zählt zu den Besonderheiten des Verfassungsrechts, dass 
nicht jeder Eingriff in Grundrechte sogleich verfassungs-
widrig und damit grundrechtsverletzend ist. Eingriffe 
können vielmehr gerechtfertigt sein. Das gilt auch für das 
»Nudging«, das im Allgemeinen mit der Schutzpflicht des 
Staates für Leben und Gesundheit der Bürger, aber auch mit 
möglicherweise tangierten Rechten Dritter und den Kosten 
unvernünftiger Lebensweisen für die Solidargemeinschaft 
gerechtfertigt wird.

Aber vorsichtig: Rechtfertigungsgrund ist primär nur die 
Gefährdung Dritter (klassisches Beispiel: Schutz vor Pas-
sivrauchen). Der Schutz vor Selbstgefährdung (Helmpf-
licht für Skifahrer und Radfahrer) wäre bereits sehr viel 
schwerer zu begründen. Zwar hat das BVerfG – freilich an 
Hand recht untypischer Fälle8 – es als legitimes Staatsziel 
bezeichnet, den Einzelnen davor zu bewahren, sich selbst 
leichtfertig einen größeren persönlichen Schaden zuzufü-
gen. Bei deren Hinsehen waren in diesen Fällen aber stets 
Jugendliche betroffen, so im berühmten »Sonnenstudio-
verbot für Minderjährige«9. Nicht ungefährlich ist auch 
die Argumentation mit den Kosten für die Solidargemein-
schaft, weil der Sozialstaat die meisten Lebensrisiken verge-

sellschaftet hat und damit nahezu jede Freiheitsbeschrän-
kung mit dem Schutz ebendieser Solidargemeinschaft 
rechtfertigen könnte.  Ähnliches gilt für die Sichtweise, die 
Gesundheit als öffentliches Gut sieht.10

Im Übrigen gilt der Grundsatz: Je eindringlicher und die 
Freiheit zur Selbstbestimmung beeinträchtigender die Ein-
flussnahme ist, desto höher sind die Anforderungen an die 
Rechtfertigung. Im Hintergrund steht ein grundsätzliches 
Verbot der Erziehung erwachsener Menschen durch den 
»pädagogischen Sozialstaat«. Die Schulpflicht endet im 
freiheitlichen Rechtsstaat mit der Schule.

Im Ergebnis brauchen wir eine Verhaltensökonomik, die 
die Freiheit wieder als eigenständigen Wert anerkennt; 
auch wenn die Menschen dann die Freiheit haben, Fehler 
zu machen und unvernünftig zu leben. 

5. Ausblick:
Gegen die Unmündigkeitsspirale
Suchtgefahren sind ein besonders »beliebter« Ansatz nicht 
nur für Verbote und Einschränkungen von Spielhallen, 
sondern auch von direktem und indirektem Nudging 
(»Glücksspiel kann süchtig machen«). Die Protagonisten 
vergessen dabei jedoch, dass auch Nudging süchtig machen 
kann: Der Mensch gewöhnt sich daran, vor jeglichen Ge-
fahren und Nachteilen für Gesundheit, Familie, wirtschaft-
liche Entwicklung usw. bewahrt zu werden. So kommt es 
zu einer Unmündigkeitsspirale: Nudging macht unmündig 
und muss dann noch durch intensiveres Nudging korri-
giert werden.

Tragen wir alle dazu bei, dass dieser Kreislauf gestoppt und 
der Weg zum selbstbestimmten und eigenverantwortlichen 
Menschen wieder eingeschlagen wird. •

1) Der Ursprung liegt wohl im Werk von Thaler/Sunstein,  Nudge: Improving Decisions about Health, Wealth and Happiness (2008). | 2) So hat lt. H. Kaulen, FAZ, 
08.09.2010ein gewisser Darryl Francis vom Imperial College in London vorgeschlagen, dass jeder Kunde in Fast Food-Restaurants neben Ketchup, Mayonnaise oder 
Salz auf Nachfrage ein Tütchen mit cholesterinsenkenden Tabletten erhalten solle. | 3) Dazu  Klimpel, Bevormundung oder Freiheitschutz? Kritik und Rechtfertigung 
paternalistischer Vorschriften *ber das Leben, den Körper und die Sexualität im deutschen Recht (2003). | 4) Kritisch Gilles Saint-Paul  The tyranny of utility (2011); 
aus rechtswiss. Sicht  Wolff, Eine Annäherung an des Nudge-Konzept nach Richard H. Thaler u. C. Sunstein aus rechtswissenschaftlicher Sicht, RWiss 2015, 194; Holle, 
Rechtliche Rahmenbedingungen für den Einsatz des Nudging als staatliches Steuerungsinstrument, Zeitschrift für das gesamte Lebensmittelrecht 2016, 596. | 5) 

Lorenz von Stein, Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich von 1789 bis auf unsere Tage (1850). | 6) Dazu U. Ackermann, Eros der Freiheit. Plädoyer für eine ra-
dikale Aufklärung (2008). | 7) OLG Schleswig, 5.6.2013, BeckRS 2013, 10226.  | 8) BVerfGE 60, 123, 132- voreilige Geschlechtsumwandlung; BVerfGE 83, 130 – Jugend-
schutz vor pornografischem Roman,. | 9) BVerfG, NJW 2012, 1063. | 10) Buyx/Huster, Ethische Aspekte von Public Health, Zeitschrift für Ethik in der Medizin 2010, 155 ff.
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Industrie, Geschäft und generell zivilisiertes Leben waren seit frühesten Zeiten
nur in geordneten, gesetzestreuen Gesellschaften möglich.
Um den berühmten englischen Politologen des siebzehnten Jahrhunderts,
Thomas Hobbes, zu zitieren, gibt es außerhalb solcher Gesellschaften

»keinen Platz für Industrie(n), da deren Früchte unsicher sind und konsequenterweise 
keine Kultur der Erde, weder Richtungsweisung noch Nutzung von Rohstoffen,
die auf dem Seewege importiert worden sein mögen (erfolgen).
(Es entsteht) nichts Raumerfassendes, Aufbauendes, keine Mittel, diese Dinge
hin und her zu bewegen und die viel Kraft erfordern, keine Kenntnis(se) über das Ge-
sicht der Erde, kein Messen der Zeit, keine Künste, keine Briefe, keine (eigentliche)
Gesellschaft. Und als das Schlimmste von allem, (gibt es) fortwährend Angst
und die Gefahr des gewaltsamen Todes und ein einsames, armes, garstiges,
viehisches, kurzes Menschenleben.«

Dennoch, wie Hobbes auch sagt, »sind Übereinkünfte oh-
ne Schwerter (nichts) als Worte«. Gesetze in Kraft treten zu 
lassen, ist eine Sache. Dafür zu sorgen, dass sie respektiert 
werden, eine andere.

Moderne Gesellschaften, vor allem demokratische, unter-
scheiden sich von viele älteren darin, dass die Aufgabe, eine 
geordnete Gesellschaft aufrechtzuerhalten, in zwei Teile 
aufgespalten wird, die externe und die interne. Ersterer ist 
der Bereich bewaffneter Armeen, letzterer jener der Polizei.

So auch in Deutschland und in anderen europäischen Län-
dern, seitdem mit dem Auseinanderfallen der Sowjetunion 
und dem Ende des Kalten Krieges im Jahr 1989 die Außen-
verteidigung schändlich vernachlässigt wurde. Während 
Westdeutschland im Jahre 1990 noch 2,7 % seines Brutto-
inlandsproduktes (BIP) für die Verteidigung ausgab, waren 

dies in Gesamtdeutschland im Jahre 2014 nur noch 1,2 % 
des BIP, auffallend weniger als der Anteil in anderen bedeu-
tenden NATO-Ländern. 

Im Jahr 1990 gab es etwa 500.000 Bundeswehrsoldaten, 
aber 24 Jahre später stand diese Zahl bei nur noch 180.000. 
Während die Ausrüstung der Bundeswehr 1990 noch den 
Neid der Welt erregte, ist heute vieles davon veraltet, in-
klusive der Kampfbomber, die höchst entscheidend sein 
können. 

Der Rest leidet unter fehlender Wartung mit dem Ergebnis, 
dass vieles davon nicht einsetzbar ist. Zeitweise sind selbst 
die einfachsten Dinge wie Pistolen und Nachtsichtgeräte 
nicht verfügbar. Während einer Übung waren Maschinen-
gewehre derart dünn gesät, dass man gezwungen war, Be-
senstiele schwarz anzumalen und in Dienst zu stellen, um 

Der Weg vor uns
Martin van Creveld
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diese fehlenden Gewehre darzustellen! Bei einer anderen 
Gelegenheit musste sich ein einziges Panzergrenadierba-
taillon für ein Manöver 14.371 Ausrüstungsgegenstände 
ausleihen, etwa zehn für jeden Soldaten, von insgesamt 56 
anderen Bundeswehreinheiten. Doch immer noch waren 
sie nach wie vor unterausgestattet.

Derzeit besitzt die Bundeswehr 400 Panzer. Im Gegen-
satz dazu hat die russische Armee, welche im Ernstfall der 
Kriegsgegner wäre, 15.000! Richtig, die meisten von ihnen 
sind antiquiert und eingemottet und rosten friedlich an 
entlegenen Orten dieses gigantischen Landes dahin. Den-
noch werden geschätzte 3.200 und mehr davon für T-90-er 
gehalten. Letzterer (T-90) ist eine aktuellere Kampfmaschi-
ne als der mittlerweile alte und altehrwürdige deutsche 
Leopard II, der ursprünglich vor fast vier Jahrzehnten ent-
wickelt wurde. Und selbst dieser (T-90) wird derzeit durch 
eine noch modernere Kampfmaschine, den T-14 Armate, 
ersetzt. Solcherlei Daten könnten endlos – wenn nicht bis 
zum Gehtnichtmehr – fortgesetzt werden. 

Erst kürzlich im Jahre 2014 fragte man sich in einer briti-
schen Abhandlung, ob die deutsche Armee »abstirbt«. Ob-
wohl die Regierung seitdem versprochen hat, den Ausga-
beanteil auf 2 % des BIP zu erhöhen, wird der Prozess des 
Wiederaufbaus der Armee erst im Jahre 2030 beendet sein.
Nun sind Zahlen nicht der einzige Teil der Geschichte – 
und nicht notwendigerweise der wichtigste. Es gab Zeiten, 
in denen Deutschland auf seine bewaffneten Kräfte stolz 
war, und der Soldat noch sprichwörtlich als »der erste 
Mann im Staat« respektiert wurde. Dann wurde es Milita-
rismus genannt, und die Niederlage im Zweiten Weltkrieg 
ebenso wie die massive Beteiligung der Wehrmacht bei 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit führten dazu, daß 
die Haltungsfrage nicht nur verworfen, sondern als eines 
der schlimmsten Dinge auf Erden verurteilt wurde.

Dennoch kann man in diesem Kontext wie auch bei so vie-
len anderen zu weit gehen. Vor allem seit dem Ende des 
Kalten Krieges wurden deutsche Soldaten sowohl von an-
deren und als auch von sich selbst als so gut wie irrelevant 
für das nationale Leben angesehen. Vor allem unter vielen 

jungen Leuten wurde diese Sichtweise so weit vorangetrie-
ben, dass Soldaten schon fast behandelt wurden, als wären 
sie kriminell!

Das ist ein Grund dafür, warum man so wenige von ihnen 
öffentlich wahrnimmt. Kaum kehren sie heim, entledigen 
sie sich ihrer Uniformen und hüllen sich in Zivilklamotten, 
um gesellschaftsfähig zu sein. Ein Land, das keine Wehr-
pflicht mehr kennt, leidet eben auch unter Mangel an Frei-
willigen. Das wiederum ist einer der Gründe dafür, dass 
sich Armeen für Frauen öffnen, deren überwiegende Mehr-
heit – unabhängig von ihren anderen Tugenden – nicht in 
der Lage sein wird, einen Schuss abzufeuern oder eine Pan-
zerkanone zu bedienen, um das Land zu verteidigen, wenn 
die Stunde schlägt.

Und wie steht’s
um die innere Sicherheit?

Während der letzten wenigen Jahrzehnte glichen die Kri-
minalitätsraten etwa jenen anderer Länder der ersten 
Welt, inklusive jenen der USA. Insgesamt wiesen die po-
lizeilichen Statistiken für 2014 in Deutschland nur geringe 
Veränderungen in der Anzahl der meisten protokollierten 
Vergehen gegenüber 2013 auf, aber es gab auch einige Aus-
nahmen. Vor allem gab es einen siebenprozentigen Anstieg 
der Fahrraddiebstähle und eine Zunahme von 16 % in der 
Anzahl angezeigter Taschendiebstähle. Es gab auch deutli-
che Steigerungen in den verschiedenen Arten des Kredit-
kartenbetrugs.

Berliner Zahlen des ersten Quartals 2015 belegen signifi-
kante Zunahmen in einer Reihe von Verbrechenskategori-
en im Verlaufe des Jahres 2014. Diese umfassten: 19 % mehr 
Drogenvergehen, 24 % mehr Taschendiebstähle, 33 % mehr 
Tötungen und 43 % mehr Einbrüche. Dabei ist Berlin noch 
harmloser als Frankfurt am Main oder Köln. Die neuesten 
Statistiken, herausgebracht im Mai 2016, zeigen, dass neu-
erliche Immigranten, von denen momentan mehr als eine 
Million (in Deutschland) anwesend sind, unverhältnismä-
ßig viele Straftaten begehen. Natürlich nicht, weil sie Mos-
lems sind, sondern weil sie vornehmlich männlich, jung 
und arbeitslos sind und kaum etwas zu verlieren haben.

Höchst besorgniserregend an allem ist, dass es einen stei-
len Anstieg politisch motivierter Straftaten gibt, bis hin 
zu Anschlägen und Brandstiftung. Manche davon werden 
von Einwanderern begangen – zumeist im Namen religi-
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öser Gründe – und andere durch deutsche Nationalisten, 
die darauf abzielen, ihnen etwas zu entgegnen und sie nach 
Möglichkeit zu verdrängen. Insgesamt, obwohl das Prob-
lem noch nicht so akut ist wie in manch anderen Ländern, 
gibt es keinen Zweifel darüber, dass unsere Straßen nicht 
mehr so sicher sind wie sie es bis vor nur drei oder vier Jah-
ren stets gewesen sind.

Wenn Deutschland leben und gedeihen möchte, muss et-
was getan werden, solange noch Zeit da ist. Dies umfasst 
Schließung der Grenzen, damit weitere Massenzuflüsse 
von Flüchtlingen im Stile des Jahres 2015 vermieden wer-
den, rigorose Regelungen, die darauf abzielen, illegale Im-
migranten und solche, die Verbrechen begangen haben, 
auszuweisen, Unterweisung jener die hier verbleiben in 
den Erfordernissen deutschen Rechts, inklusive Respekt 
gegenüber Frauen ebenso wie öffentliches und privates Ei-
gentum. Last but not least sind die Polizei und andere Si-
cherheitseinrichtungen aufzubessern, um sie in die Lage zu 
versetzen, beides in den Griff zu bekommen – sowohl das 
hier beschriebene Problem als auch die allgemeine Krimi-
nalität.

Es ist an dieser Stelle wichtig, hervorzuheben, dass das 
Vermeiden und Auflösen größter Vergehen, selbst wenn 
lebenswichtig, nicht ausreichend ist. Wie die Erfahrung an-
derer Länder, namentlich Japan und Singapur (und der In-
nenstadt New Yorks in den Neunzigern) zeigt, garantieren 
rigoros vollstreckte Gesetze gegen geringere Vergehen wie 
Bettelei, Verschmutzung oder Krach am besten die Sicher-
heit auf den Straßen.

Bisher sind weder die externen noch die internen Probleme 
so intensiv, dass sie eine reale Krise auslösen. Aber sie ha-

ben ganz klar das Potenzial, solche eine Krise innerhalb ab-
sehbarer Zukunft entstehen zu lassen. Deutschland bleibt 
eines der wohlhabendsten Länder der Erde. In Zeiten, in 
denen die Arbeitslosigkeit niedriger ist als in vergangenen 
Jahren und Staatsbudgets Rekordüberschüsse verzeichnen, 
sollte Deutschland diese Probleme bewältigen können.

Einmal mehr muss hervorgehoben werden, dass die Schwie-
rigkeiten nicht ausschließlich, oder wenigstens hauptsäch-
lich, finanzieller Natur sind. Dies zeigt die Tatsache, dass, 
während das Land Immanuel Kants traditionellerweise 
immer durch den Pflichtbegriff geleitet wurde, der Begriff 
»Pflicht« laut Ngram (Programm, das offenlegt, wie oft Bü-
cher bestimmte Begriffe Wörter enthalten) nun seit einigen 
Jahren durch den Begriff »Recht« überschattet wird – was 
je nach Fall absurd erscheint. Zum Beispiel ist derzeit jeder 
einzelne Bundeswehrsoldat ein Freiwilliger, der basierend 
auf seinem oder ihrem freien Willen unterschrieben hat. 
Und nicht nur Uniformträger(innen) können den Wehr-
dienst verweigern. Drei Viertel von ihnen wurde dieser Sta-
tus im Jahr 2014 zugesprochen.

Ohne Gesetze keine zivilisierte Gesellschaft.
Aber dies, wage ich zu sagen, geht zu weit. •

� (aus dem Englischen übersetzt von Lukas Walangitang)
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Resilienz
Schock und Stress 
standhalten 

Ralph Thiele
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Resilienz
Schock und Stress 
standhalten 

Kollisionskurs
»Resilienz« als Fähigkeit, Rückschläge 
einzustecken, wieder aufzustehen und 
weiterzumachen, ist – seiner lateinischen 
Bedeutung folgend – in unser Leben
»zurückgesprungen«.

Sie soll unsere Städte und Gesellschaften 
künftig widerstandsfähiger machen gegen 
die Auswüchse von Terrorismus, Klima- 
und anderen Katastrophen oder auch ge-
gen Angriffe auf kritische Infrastrukturen.

Während Globalisierung, Urbanisierung, Klimawandel 
und die Akteure einer entstehenden neuen Weltordnung 
kollidieren, entwickeln sich Krisen zum Dauerphänomen. 
Stress und Schock sind Weggefährten des Alltags – keine 
Woche ohne Kriegstraumata und Flüchtlinge, Terror- und 
Cyberangriffe, Naturkatastrophen und sozialen Aufruhr, 
finanzielle und wirtschaftliche Krisen. Faktoren wie Über-
bevölkerung, Armut, Migration, Korruption, Staatszerfall, 
organisierte Kriminalität und tödliche Infektionskrank-
heiten verschärfen die Lage. 

Europa wankt unter Krisenstress, Haushaltsproblemen 
und terroristischen Schockerfahrungen. Die NATO ist nur 

noch ein Schatten ihres früheren Ichs. Die Vereinten Natio-
nen werden als vormaliger Schutzpatron globaler Frieden-
spolitik, Menschenrechte und rechtsstaatlicher Normen 
von Warlords, Terroristen und Coalitions of the Willing 
zu einem Akteur marginaler Bedeutung degradiert. Auch 
die OSZE hat Mühe, sich relevant in ihre Kernaufgabe Frie-
denssicherung einzubringen.

Auch wenn sich manche Katastrophen – insbesondere 
Naturkatastrophen – nicht verhindern lassen, können wir 
dennoch die damit verbundenen Risiken erkennen und 
absehbare Wirkungen eindämmen. Genau dies haben die 
Europäische Union und die NATO im Sinn. Zwei Gipfelt-
reffen der Organisationen Mitte 2016 mündeten im De-
zember in 42 Maßnahmepaketen und einer gemeinsamen 
Erklärung: »Gemeinsam können beide Organisationen (...) 
einen besseren Nutzen aus den vorhandenen Ressourcen 
ziehen, um für Sicherheit in Europa und darüber hinaus 
zu sorgen.«

Beide Organisationen sind derzeit dabei, die gemeinsame 
Arbeit zu strukturieren. Erste Maßnahmenpakete zielen 
auf eine engere Zusammenarbeit in der maritimen Sicher-
heit, beim Schutz von kritischer Infrastruktur und ins-
besondere auch bei der Abwehr von Cyber-Angriffen im 
Netz. Man befürchtet, dass es Angreifern gelingen kann, 
ganze Stromnetze und Bankensysteme lahmlegen. Auch 
vor Desinformationskampagnen ist man besorgt und plant 
gemeinsame Analysen sowie parallele und koordinierte 
Übungen im Krisenmanagement. Weiterhin ist eine engere 
Zusammenarbeit in der Forschung und bei der Ausbildung 
von Experten vorgesehen.
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Hybride Gefahren
Resilienz ist insbesondere bei der Begegnung hybrider Ge-
fahren von Bedeutung. In Europäischer Union und NATO 
hat man erkannt, dass die Begegnung hybrider Bedrohun-
gen, Krisenmanagement und Resilienz Hand in Hand ent-
wickelt werden müssen. Sie verstehen dies als eine gemein-
same Aufgabe von strategischer Bedeutung. Russland wird 
vorgeworfen, solche hybriden Ansätze bei der Krim-Anne-
xion angewandt zu haben. Diese Ansätze machen den west-
lichen Staaten und Gesellschaften politisch, militärisch 
und sogar gesellschaftlich sichtbar zu schaffen – trotz der 
eigenen scheinbar überwältigenden wirtschaftlichen, tech-
nologischen und militärischen Überlegenheit.

Seit Putins »grüne Männchen« – Soldaten in Tarnunifor-
men ohne Rang- und Nationalitätenabzeichen – im Jahr 
2014 auf der Krim auftauchten, die Kontrolle über den Re-
gierungssitz, das Parlament und den Flughafen in Simfe-
ropol übernahmen sowie Einrichtungen der ukrainischen 
Armee abriegelten, sind Europäische Union und NATO 
alarmiert. Die Hauptverantwortung für die Abwehr hybri-
der Bedrohungen für die nationale Sicherheit und Verteidi-
gung und die Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung 
liegt zwar bei den Mitgliedstaaten selbst. Gemeinsamen 
Bedrohungen werden allerdings besser auf multinatio-
naler Ebene begegnet, insbesondere, wenn sie sich gegen 
länderübergreifende Netze oder Infrastrukturen richten. 
Finnland plant für 2017 den Aufbau eines sogenannten 
»Europäischen Zentrums zur Abwehr Hybrider Gefahren«. 
NATO und EU-Mitgliedstaaten sind gehalten, sich daran 
zu beteiligen.

Für die Einsätze auf der Krim und in der Ostukraine zeig-
ten sich die zivilen und militärischen Instrumente russi-
scher Machtpolitik vorzüglich vorbereitet:

•	 Zivile Aktionen waren mit denen der militärischen 
Kräfte gut abgestimmt. 

•	 Russische Investitionen, Handel und Finanztransak-
tionen wurden systematisch eingesetzt, um ökonomi-
sche und politische Eliten zu beeinflussen. 

•	 Medien wurden massiv für Desinformation genutzt, 
insbesondere um pro-russische Positionen zu stärken. 

•	 Avatare – Akteure mit Scheinidentitäten – diskredi-
tierten über das Internet relevante Personen des öffent-
lichen Lebens mit kritischen Positionen zu Russland. 

•	 Verbindungen zu russischem Organisiertem Verbre-
chen, zu lokalen kriminellen Akteuren und ebenso zu 
religiösen Einrichtungen wurden mit der Zielsetzung 
aktiviert, ethnische Spannungen zu verstärken und 
Kampagnen für die Rechte von Minderheiten zu be-
feuern. 

Hinzu kamen massive Cyberangriffe auf ausgewählte Zie-
le. Militärische Kräfte, ob verdeckt, subversiv oder regulär, 
hielten sich im Hintergrund und verliehen den entschei-
dungssuchenden, nicht-militärischen Aktivitäten lediglich 
den erforderlichen Nachdruck. Doch Russland ist weder 
der erste noch der einzige hybride Akteur. Die Entwick-
lung hybrider Bedrohungen führte von der Hisbollah im 
Libanon über den IS im Irak, Syrien und in Libyen nach 
Russland. Längst sind auch Staaten wie Iran, Nordkorea 
oder China bemerkenswerte hybride Akteure. Immerhin 
hat Russland als erster Nationalstaat das Thema gründlich 
studiert, in funktionsfähige Konzepte umgesetzt, diese in 
Simulationen und großangelegten Übungen verifiziert und 
schließlich im Einsatz erprobt. 

Warum? General Waleri Wassiljewitsch Gerassimow, Ge-
neralstabschef der russischen Streitkräfte, brachte es be-
reits 2013 öffentlich auf den Punkt: »… ein funktionieren-
der Staat kann sich binnen Monaten und sogar Tagen in ein 
Gebiet erbitterter bewaffneter Auseinandersetzungen ver-
wandeln, Opfer einer externen Intervention werden und in 
einem Strudel von Chaos, humanitären Katastrophen und 
Bürgerkrieg versinken...«   Damals haben wir allerdings 
noch nicht genau genug hingehört.
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Worauf müssen wir uns einstellen?
Im Lichte der bisherigen Erfahrungen mit hybriden Akteu-
ren zeichnen sich eine Reihe von Charakteristika ab:

•	 Staatliche und gesellschaftliche Ordnung und Zusam-
menhalt sind das primäre Angriffsziel. Deren Bekämp-
fung und der gezielte Einsatz hybrider Akteure an den 
Schnittstellen traditioneller Verantwortungsbereiche 
werden Verwundbarkeiten zunächst geschaffen und 
dann gezielt angegriffen. Die daraus resultierende 
Ambiguität erschwert eine schnelle und entschlossene 
Reaktion des Angriffsopfers bzw. der internationalen 
Gemeinschaft. Durch schnelles, überraschendes Han-
deln schafft der Angreifer Tatsachen.

•	 Der Schwerpunkt der Aggression liegt in zivilen Wir-
kungsfeldern. Die Konfliktentscheidung wird über 
eine planvolle Orchestrierung unterschiedlicher Mit-
tel und Methoden primär politisch und zivil gesucht. 
Die militärische Komponente, darunter verdeckt 
operierende Spezialkräfte, Subversion oder reguläre 
Streitkräfte, verleiht den politischen und zivilen Akti-
vitäten lediglich den erforderlichen Nachdruck.

•	 Die Kombination und Verschränkung unterschied-
licher Kategorien und Mittel lässt neue Formen der 
Kriegführung entstehen. Hybride Kriegführung kom-
biniert höchst kreativ irreguläre, subversive wie auch 
propagandistische Mittel und Methoden mit konven-
tionellen Mitteln der Konfliktaustragung. Großange-
legte Desinformationskampagnen und die Nutzung 
der sozialen Medien zur Beherrschung des politischen 
Diskurses oder zur Radikalisierung, Rekrutierung 
und Steuerung von Stellvertreterakteuren werden als 
Vehikel für hybride Bedrohungen genutzt.

•	 Hybride Aggression und deren Angriffsziele sind nur 
schwer zu erkennen. Der Aggressor zielt auf die sub-
versive Unterminierung eines anderen Staates und 
verschleiert seine Aktivitäten, um gegen gerichtete 
Entscheidungsprozesse zu behindern. Die einzelnen 
Angriffselemente erscheinen nach außen hin als nur 
vage zusammenhängend. Tatsächlich sind sie Baustei-
ne eines sorgfältig angelegten Planes, dessen aggressi-
ve Zielsetzungen erst in der Gesamtschau der Elemen-
te erkennbar werden.

Offene pluralistische und demokratische Gesellschaften 
bieten hybriden Bedrohungen, die nur eingeschränkt vor-
hersehbar und schwer zuzuordnen sind, vielfache Angriffs-

flächen. Noch vor kurzem konzentrierten sich Gegenmaß-
nahmen von Europäischer Union und NATO im Kontext 
hybrider Kriegführung auf militärische Maßnahmen. 
Doch wenn die Schwelle zum Krieg überschritten wird, ist 
die militärische Verteidigung möglicherweise bereits zu 
spät. Ein Angriff mit hybriden Mitteln kann seine strate-
gischen Ziele - lange bevor militärische Mittel eingesetzt 
werden - erreicht haben. 

Die Herausforderung lautet deshalb, Schadensereignis-
se zu absorbieren, ohne dass die Funktionsfähigkeit von 
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft nachhaltig beeinträch-
tigt wird. Hierzu sind Strukturen erforderlich, die wider-
standsfähig gegenüber bekannten und anpassungsfähig 
gegenüber unvorhersehbaren Herausforderungen sind. 

Standhalten

Europäische Union und NATO entwickeln derzeit flexible 
Ansätze, die vor hybriden Angriffen abschrecken bzw. die-
sen mit einem breiten Portfolio an Instrumenten begegnen 
können. Zugleich soll die Fähigkeit besser ausgeprägt wer-
den, hybrider Gewalt und Ambiguität standzuhalten und 
sich von erfolgreichen Angriffen ggf. schnell zu erholen, 

Ralph Thiele

Oberst a.D. und Diplom-Kaufmann

Vorsitzender der Politisch-Militärischen Gesellschaft e.V. und

CEO von StratByrd Consulting
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kritische Dienstleistungen und Infrastrukturen einsatzfä-
hig zu halten bzw. deren Einsatzfähigkeit zügig wiederher-
zustellen. 

Die entsprechenden Hausaufgaben für die politischen, 
zivilen Eliten in Europäischer Union und Atlantischem 
Bündnis sind beachtlich. Das Ausgangsfundament ist nicht 
besonders belastbar. Neben Haushaltsproblemen, Banken- 
und Finanzkrisen, Identitätsproblemen im europäischen 
Integrationsprojekt und Brexit ist es insbesondere das frag-
würdige Krisenmanagement der vergangenen Jahre, das 
den Wachstumsbedarf politischer und ziviler Eliten bei der 
Bewältigung anspruchsvoller außen- und sicherheitspoliti-
scher Herausforderungen beleuchtet.

Die Ergebnisse der außen‐ und sicherheitspolitischen Bei-
träge von NATO und EU-Mitgliedstaaten im vergangenen 
Jahrzehnt zum Krisenmanagement in der europäischen 
Nachbarschaft sind ernüchternd bis verstörend. Wie soll 
man zerfallende Staaten mit Millionen von Flüchtlingen 
und Zuwandern, die sowohl dem Terror der Gewalt wie 
auch dem wirtschaftlichen Elend in den Heimatländern 
entkommen wollen und diese zugleich im Gepäck mitbrin-
gen, anders bewerten? 

Leider zeigt auch der Umgang mit der wachsenden Terror-
gefahr im Inland: Praktisch alle Instrumente, die der Staat 
zur Wahrnehmung seiner Schutzverantwortung einsetzen 
kann, sind nicht gut aufgestellt, sondern häufig Opfer des 
schleichenden Auszehrungsprozesses der vergangenen Jah-
re – unterbesetzt, mangelhaft ausgerüstet und unterfinan-
ziert. 

Unsere Eliten müssen dazulernen. Hier hilft auch der 
Blick zurück. Bereits im Kalten Krieg war Resilienz darauf 

ausgelegt, schwerwiegende Störungen kritischer Versor-
gungsleistungen zu antizipieren und abzufedern. Mit der 
Übungsreihe CIMEX wurde die Zusammenarbeit aller 
Verantwortlichen im Katastrophenschutz regelmäßig und 
mit großem Gewinn geübt. 

Seit dem Ende des Kalten Krieges wurden entsprechende 
Fähigkeiten allerdings stark vernachlässigt. Sie sind prak-
tisch nicht mehr existent. Man sah den Bedarf nicht mehr 
und scheute die Kosten. 

Der Rückgriff auf das Wissen von gestern ist notwendig, al-
lerdings nicht hinreichend. Vor dem Hintergrund moder-
ner Informations- und Kommunikationstechnologien und 
der Herausbildung hybrider Bedrohungen muss Resilienz 
heute mehr und anderes leisten als in der Vergangenheit, 
muss quasi neu erfunden werden. Dabei ist insbesondere 
der erheblichen Vernetzung ziviler und privatwirtschaftli-
cher, staatlicher und militärischer Sektoren Rechnung zu 
tragen.

Streitkräfte benötigen heute
private Dienstleister

Wollen deutsche Streitkräfte beispielsweise baltischen 
Partnern in der Krise beistehen, sind sie maßgeblich auf 
die Infrastruktur und Dienstleistungen des privaten Sek-
tors angewiesen, um Kräfte, Ausrüstung und Versorgungs-
güter schnellstmöglichst in weit entfernte Einsatzgebiete zu 
verlegen. Zeitgleich müssen auch hybride Gefahren in der 
Heimat antizipiert, identifiziert, abgewehrt und ggf. auch 
verkraftet werden können.

Ein Blick auf die Logistik offenbart die Achillesferse der 
gegenwärtig erheblichen Abhängigkeit von »just-in-time« 
Ansätzen. Jegliche größere Störung ist nicht nur für staatli-
che Organe außerordentlich problematisch, sondern mehr 
noch für die Bevölkerung. 

Vergleichbare Abhängigkeiten bestehen bei Wasser oder 
auch Strom. Beispielsweise funktioniert die Wasserver-
sorgung im kommunalen Verbund nur bei zuverlässiger 
Stromversorgung reibungslos. Ein erfolgreicher hybrider 
Angriff auf Stromversorgung, Telekommunikation, Ver-
kehr oder auch das Finanzsystem bringt damit immer 
zeitgleich ein ganzes Spektrum öffentlicher und privater 
Dienstleistungen zum Erliegen. Dies kann sehr leicht zu so-
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zialen Unruhen führen, zumal wenn diese von Kampagnen 
in sozialen Medien befeuert werden.

Ein verschärfendes Problem ist die außerordentlich schwie-
rige Identifizierung und Lokalisierung eines etwaigen Ver-
ursachers. In Zeiten globaler Vernetzung kann jeder von 
überall aus angreifen. Angegriffene wissen nicht, wo und 
von wem der Angriff erfolgt. Die resultierende Ambiguität 
macht eine adäquate Reaktion schwierig und beansprucht 
insbesondere Gesellschaften und multinationalen Organi-
sationen, die nach dem Konsensprinzip entscheiden. 

»Cyber-Angriffe« haben in diesem Kontext eine hervor-
gehobene, noch immer rapide wachsende Bedeutung. Das 
Spektrum der Akteure reicht vom privaten Hacker über 
Kriminelle und Terroristen bis hin zu staatlichen Akteu-
ren. Diese beobachten, experimentieren, intervenieren, 
stehlen, erpressen, stören und zerstören. In wenigen Berei-
chen fallen innere und äußere Sicherheit so eng zusammen 
wie im Cyber-Raum.

Innovation nutzen
und Schritt halten

Resilienz zu schaffen ist zugleich Weg und Ziel. Es geht um 
die Einstellung, um die Motivation der Schlüsselakteure bis 
hin zum einzelnen Staatsbürger. Es geht um den Prozess, 
der iterativ, inklusiv, integriert, anpassungsfähig und fle-
xibel ausgestaltet werden muss und dabei im Auge behält, 
dass er eine freiheitliche, demokratische Grundordnung 
und deren Werte schützt. 

Es geht auch um ganz konkrete, messbare Fähigkeiten. 
Resilienz neuen Zuschnitts soll mittels Innovation einen 
Mehrwert zu bewährten Vorhaben und Prozessen gene-
rieren, die dann nachhaltig geübt und kontinuierlich wei-
terentwickelt werden müssen. Schlüssel zum Erfolg ist die 
fortgesetzte Einbindung neuer Informationen und neuen 
Wissens als Grundlage für die aktuelle Neubewertung und 
Repriorisierung bisheriger Aktivitäten.

Technologische Umwälzungen lassen darauf schließen, 
dass sich das Portfolio hybrider Gefahren zügig erweitern 
wird. Resilienz muss damit Schritt halten. Computer wer-
den immer schneller und allgegenwärtiger. Hinzu kommen 
fundamentale Durchbrüchen u.a. in Robotik, Nano- und 

Biotechnologie, künstlicher Intelligenz und Sensorik. Ma-
schinen werden von Tag zu Tag kleiner und zugleich leis-
tungsstärker. Sie verbinden sich symbiotisch mit dem Le-
ben der Menschen. In der sich zunehmend ausprägenden 
Wissensgesellschaft proliferiert Wissen nicht nur recht-
mäßig, sondern sehr häufig wie auch durch systematischen 
Diebstahl von geistigem Eigentum. Kommunikationstech-
nologien befeuern diese Entwicklung. Das enorme Potenzi-
al von Big Data spielt dabei eine wichtige Rolle.

Vor diesem Hintergrund sind Investitionen in Resilienz 
alles andere als triviale Aufgabenstellungen. Der hybriden 
Komplexität und Ambiguität muss mit einer ressortüber-
greifenden und transsektoral Perspektive begegnet werden. 
Von Anfang an ist ein entschieden innovativer Ansatz er-
forderlich, der auf bestehende Ansätzen aufsetzt und neuen 
Schwung entfacht. Eine besondere Chance bietet sich darin, 
Staat und Gesellschaft, Streitkräfte und den privaten Sektor 
über einen vernetzten Simulations- und Experimentalver-
bund neuer Technologien, innovativer Partnerschaften und 
kreativen Denkens in ihrer Resilienz zu bestärken. 

Von Hurrikanen lernen

In den USA hat man diesbezüglich z.B. aus den Naturkata-
strophen der letzten Jahre gelernt. So haben dort die Hur-
rikane »Katrina« und »Sandy« tausende Menschenleben 
gekostet und darüber hinaus 3-stellige Milliardensummen 
verschlungen, um nur die gröbsten Schäden zu beseitigen. 
Heute gibt es Resilienz-Förderprogramme in Milliarden-
höhe. Städte wie New York leisten sich einen »Chief Re-
silience Office«, der querschnittlich darauf achtet, dass 
städtische Planung immer auch Resilienz-Erfordernisse im 
Auge behält. Dort ist Daniel Zarrilli seit März 2014 für die 
Entwicklung und Implementierung des »One New York Ci-
ty«-Resilienzprogramms zuständig, das die Nachbarschaf-
ten, Wirtschaft und öffentlichen Dienstleistungen der Stadt 
gegenüber den Herausforderungen des Klimawandels und 
anderer Gefährdungen im 21. Jahrhundert stärken soll. Er 
kümmert sich um den Schutz von Küste und Buchten, be-
grünt die Stadt, fördert den Ausbau von Solarenergie.

Wettbewerbe wie »100 Resilient Cities« befeuern zudem 
die verbesserte internationale Ausprägung von Resilienz. 
Denn das Wohlergehen der Nachbarn dient nicht zuletzt 
auch der eigenen Prosperität. •
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Zahlreiche politische Entscheidungen der letzten Jahre haben bei vielen Menschen
den Eindruck hinterlassen, dass geltendes Recht reiner Machtentfaltung weichen
musste. Dies begann bei der Staatsschuldenkrise, ging über die Rolle der Europäischen 
Zentralbank mit ihrer Geldpolitik und setzte sich mit einer ungeordneten deutschen 
Flüchtlingspolitik fort. Dabei ist es leider unerheblich, ob es sich im Einzelfall wirklich
um dezidierte Rechtsbrüche handelt oder eher um eine weitreichende Auslegung,
die von der bisherigen Norminterpretation gravierend abweicht:
Der Vertrauensverlust in den Rechtsstaat ist unverkennbar. 

Rechtssicherheit
als notwendige Basis einer funktio- 
nierenden sozialen Marktwirtschaft

Stefan Ruppert

Die Konsequenzen sind mehr als unerfreulich: In Deutsch-
land ist die Stimmung von einem Vertrauensverlust in 
staatliche Institutionen geprägt. Lediglich dem Bundesver-
fassungsgericht trauen viele noch zu, die Rechtsstaatlich-
keit gegenüber der Politik durchzusetzen, entsprechend 
häuft sich die Zahl der in Karlsruhe landenden Verfahren. 
Insbesondere die Organstreitverfahren und die abstrakten 
Normenkontrollen nehmen zu. 

Dabei zeigt sich, dass auch die Karlsruher Verfassungs-
hüter an ihre Grenzen stoßen, sei es, weil ihre Rolle in der 
Europapolitik beschränkt ist, sei es, weil acht Richter auf 
Dauer in der Rolle der politischen Superrevisionsinstanz 
überfordert sind und selbst Schaden nehmen.

Auch auf der europäischen Ebene ist der Befund eher kri-
tisch. Die Mehrheit der britischen Bürger hat nicht zuletzt 
wegen ungeordneter Migration das Vertrauen und die 
Rechtsstaatlichkeit der EU verloren und für den Ausstieg 
eines wichtigen marktwirtschaftlichen Partners in der EU 
gestimmt. 

Hier soll kein falscher Eindruck entstehen: Deutschland ist 
ein funktionierender Rechtsstaat und auch die EU verfügt 
über ein funktionierendes rechtsstaatliches Instrumentari-
um. Es kommt aber darauf an, diese tragende Säule unserer 
Demokratie nicht zuletzt in der Perzeption unserer Mit-
bürger zu stärken.

Kant und der Rechtsstaat
Was nun hat diese Entwicklung des Rechtsstaats mit der so-
zialen Marktwirtschaft zu tun? Beide Konzepte teilen mehr 
als die Gemeinsamkeit, zu den wesentlichen Garanten des 
Aufstiegs der Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg 
zu gehören. Während der Rechtsstaat hohen verfassungs-
rechtlichen Schutz genießt, hat das Bundesverfassungsge-
richt in der Entscheidung zur Mitbestimmung 1979 sogar 
festgestellt, dass das Grundgesetz keine Festlegung auf 
eine Wirtschaftsordnung enthalte. Gleichwohl teilen beide 
Konzepte eine gemeinsame ideengeschichtliche Tradition, 
war das Streben nach Rechtsstaatlichkeit immer auch ein 
Garant freier wirtschaftlicher Betätigung. 
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Die Entstehung des Rechtsstaatsbegriffs steht in unmittel-
barer Nähe zu Immanuel Kant. Aufgabe des Staates sollte 
es für den Königsberger Philosophen in seiner 1797 in Kö-
nigsberg erschienen »Metaphysik der Sitten« weniger sein, 
die Glückseligkeit seiner Bürger zu bewirken, sondern viel-
mehr den »Zustand der größten Übereinstimmung mit den 
Rechtsprinzipien« anzustreben.

Bei Wilhelm von Humboldt und später der liberalen Ver-
fassungsbewegung des 19. Jahrhunderts verband sich mit 
dem Rechtsstaatsbegriff stets die Forderung nach Schutz 
vor staatlicher Bevormundung und der freien (wirtschaftli-
chen) Entfaltung des Bürgers.

»Wohlstand entsteht dort,
wo der Staat lediglich

kluge Rahmenbedingungen setzt.«

Dieser Gedanke ist heute aktueller denn je, lediglich die 
Formen der Bedrohung haben sich verändert. Heute ist 
es nicht mehr fürstliche Willkür, sondern überbordende 
Bürokratie. Dabei gilt nach wie vor: Dort, wo der Einzelne 
sein Leben in die Hand nimmt, Ideen hat und Erfindungen 
macht, wo diese Ideen rechtlich geschützt werden und der 
Staat lediglich kluge Rahmenbedingungen setzt, dort ent-
steht Wohlstand. Die Erfolgsgeschichte dieser Konzeption 
– verbunden übrigens mit der Idee des Freihandels - führte 
zum deutschen Aufstieg von einem Agrar- zu einem der 
führenden Industriestaaten der Welt. Sie schuf aber auch 
soziale Missstände.

Nach dem zweiten Weltkrieg lag beides in Schutt und 
Asche -  der Rechtsstaat und eine marktwirtschaftliche 
Ordnung. Der Ordoliberalismus des 20. Jahrhunderts griff 
die Rechtsstaatsidee auf und entwickelte sie fort. Dies war 
erneut eng verbunden mit der Idee wirtschaftlicher Freiheit 
in einer klaren staatlichen Ordnung. 

Walter Eucken sah im Rechtsstaat mehr als eine reine Wett-
bewerbsordnung. Die Politik des Laissez-faire hatte zwar 
eine Verfassung und Rechtsordnung hergestellt, die Wirt-
schaft aber ungeordnet gelassen. Dies führe zu langsam 
entstehenden monopolistischen Machtgruppen und einer 

Aushöhlung der Demokratie, so Eucken. Er sah die Gefahr, 
dass Einzelne zu mächtig werden und die Befreiung des 
Menschen aus seiner selbstverschuldeten Unmündigkeit 
gefährden. 

Euckens Konzeption prägte die Bonner Republik und wur-
de bis weit in die 90er Jahre durch ein breites politisches 
Fundament getragen. Den Akteuren war die Erfahrung 
eines totalitären NS-Staates und einer kommunistischen 
Diktatur gegenwärtig. In beiden Systemen intervenierte 
der Staat massiv in wirtschaftliche Abläufe, ohne die Mög-
lichkeit des Einzelnen, sich dagegen zu wehren. Wo aber die 
Kontrolle durch unabhängige Gerichte fehlt, wo die Bürger 
nicht mehr gegen staatliche Willkür geschützt werden, hört 
der Rechtsstaat auf zu existieren, wusste schon Eucken.

»Ohne Rechtsstaat
keine Freiheit der Person«

Für ihn war klar: Ohne Verwirklichung des Rechtsstaates 
kann es keine Freiheit der Person geben. Wer den Rechts-

Stefan Ruppert

Jurist aus Oberursel bei Frankfurt,

Landesvorsitzender der FDP Hessen,

studierte Geschichte, Politologie und Rechtswissenschaften

an der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main.

2001 mit Doktorarbeit »Kirchenrecht und Kulturkampf« promoviert. 

2003 wurde Ruppert wissenschaftlicher Mitarbeiter

am Max-Planck-Institut für europäische Rechtsgeschichte.

Wissenschaftlichen Schwerpunkte: Geschichte des Kirchen- und

des Staatskirchenrechts, der Wissenschaftsgeschichte

des öffentlichen Rechts und der juristischen Zeitgeschichte.

Erhards Erben 01|2017

23

Schwerpunkt | Rechtsstaat



staat umsetzen will, muss sich demnach konsequent von 
der Planwirtschaft verabschieden. Mit der Deutschen Wie-
dervereinigung hatte die Verbindung von Rechtsstaat und 
sozialer Marktwirtschaft ihre Überlegenheit gegenüber 
kommunistischen Ideen einer Planwirtschaft und der Ein-
heit von Politik und Recht eindrucksvoll bewiesen. Leider 
verblassen diese Siege zunehmend.

Zwei Konzepte greifen den Rechtsstaat und seine Verbin-
dung zur sozialen Marktwirtschaft heute an: Auf der einen 
Seite ist dies eine hochmoralisch auftretende politische At-
titüde, die Relativierungen der Konzepte zugunsten eines 
höheren Zieles gerechtfertigt erscheinen lässt, auf der ande-
ren Seite ist es eine propagierte Alternativlosigkeit, die ver-
meintlich rechtsstaatliche Rücksichtnahmen nicht zulässt.

Heute treten Relativierungen des Rechtsstaats, die nichts 
anderes sind als Freiheitsbedrohungen, meist in freundli-
chem Gewand auf. Es dominieren Versprechen, der Staat 
könne den Einzelnen zu »objektiv« richtigem, moralisch 
über jeden Zweifel erhabenem Handeln motivieren. Wer 
auf diesen Hochebenen der Moral wandelt, dem kommt 
vermeintlich die Legitimation zu, Relativierungen des 
Rechtsstaats und vor allem Einschränkungen der sozialen 
Marktwirtschaft im Notfall zuzulassen. 

Die Mittel sind dabei durchaus subtil: Das aus der Verhal-
tensökonomie stammende Konzept des »Nudging« wird in 
die Sphäre des Politischen übernommen und soll mensch-
liches Verhalten bewusst steuern. Auch das attraktivste 
äußere Gewand darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass hier Einzelne ihre politischen Vorstellungen für allge-
meinverbindlich erklären. Letztlich haben diese staatlichen 
Heilsversprechen nach wie vor einen autoritären, ja totali-
tären Kern.

Heute bedroht nicht nur der Staat die rechtsstaatliche Frei-
heit, sondern nach wie vor auch private Akteure, die über 
mehr Ressourcen verfügen und besser organisiert sind als 
andere. Kartelle und Monopole entstehen heute mitunter 
in anderen Bereichen als früher. Die Herrschaft über mas-
senhafte Daten ermöglicht Prognosen künftigen menschli-
chen Verhaltens und rationiert daraufhin den Zugang des 
Einzelnen zu Informationen. Auch hier liegen Bedrohun-
gen der Freiheit, die rechtsstaatlich eingerahmt werden 
müssen, um Mündigkeit aber auch wirtschaftliche Freiheit 
des Einzelnen zu erhalten.

Nach wie vor gilt: Der Rechtsstaat ist für die Freiheit des 
Einzelnen und den wirtschaftlichen Erfolg wichtiger denn 
je. Im Vertrauen auf ihn entwickeln Menschen Ideen, wer-
den aktiv und investieren. Ohne die Garantie des Privat-
eigentums, der Vertragsfreiheit, des Haftungsprinzips aber 
auch der Tarifautonomie ist eine soziale Marktwirtschaft 
undenkbar. 

Die Rechtssicherheit als wesentlicher Pfeiler des Rechts-
staats beruht auf der Klarheit, der Voraussehbarkeit und 
der Beständigkeit von Rechtsnormen. Zentrale Bestand-
teile sind ferner das Rückwirkungsverbot, der Vertrauens-
schutz und die Wesentlichkeitstheorie, wonach wichtige 
Eingriffe in die Freiheit des Einzelnen immer durch den 
Gesetzgeber zu erlassen sind. Nur in einem solchen Umfeld 
gedeiht die Wirtschaft, entsteht das notwendige Vertrauen 
für Investitionen. 

Wir haben »keine Herrschaft des Unrechts« (Seehofer), und 
wir befinden uns auch nicht auf dem Weg in einen totalitä-
ren Staat. Mit Besorgnis müssen wir aber registrieren, dass 
gerade die Politik der vermeintlichen »Alternativlosigkeit« 
bereit ist, auf rechtsstaatliche Sicherungen wenig Rücksicht 
zu nehmen. Die vermessene Behauptung, das alleinig Rich-
tige zu tun, teilt sie übrigens mit der zuvor geschilderten 
moralischen Vermessenheit.

Diese Politik wird dabei immer mehr zur Retterin ihrer 
selbst. Beispielhaft sei die Baupolitik genannt. Auf dem 
Wohnungsmarkt führen immer höhere Bau- und Um-
weltstandards zu höheren Preisen. Der Staat greift wohl-
meinend ein und implementiert die Mietpreisbremse, die 
allerdings das Angebot an bezahlbaren Wohnungen weiter 
verknappt. Symptomatisch ist dabei, dass der rechtliche 
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Eingriff ins Eigentum sich wohlmeinend legitimieren lässt. 
Dem Marktprozess wird immer weniger vertraut. Investo-
ren fehlt es an Planbarkeit und Rechtssicherheit. Nur staat-
licher Wohnungsbau und höhere Subventionen können die 
Probleme scheinbar noch lösen. Dabei werden die Ergeb-
nisse von einem Staatseingriff zum anderen fataler, was 
allerdings nur noch mehr den Staat als Retter hervorruft. 
Anstatt einen staatlichen Ordnungsrahmen zu schaffen, in 
dem sich durch den größtmöglichen Wettbewerb Angebot 
und Nachfrage möglichst frei entfalten können, vertraut 
man dem Staat. 

Die »Anmaßung von Wissen« (Hayek) schafft Bürokratie 
und vernichtet individuelle Freiheit letztlich zu Lasten der 

allgemeinen Wohlfahrt. Das von Kant kritisierte aristoteli-
sche Streben des Staates nach der von ihm definierten und 
verordneten Glückseligkeit seiner Bürger erzielt gefährli-
che Landgewinne.

Gerade die demographischen Veränderungen verlangen 
von uns, die Quellen von Wohlstand und gesellschaft-
lichem Zusammenhalt nicht versiegen zu lassen. Nichts 
ist attraktiver als eine demokratische Gesellschaft freier, 
selbstbestimmter Menschen in einer klaren rechtsstaatli-
chen Ordnung. Die Verbindung von individueller Freiheit, 
Rechtsstaat und sozialer Marktwirtschaft ist moderner 
denn je. Die Menschen wissen mit ihrer Freiheit etwas an-
zufangen – nicht zuletzt zum Nutzen der Gesellschaft. •

Anzeige

Schwerpunkt | Rechtsstaat
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Interview | Industrie 5.0

Der Maschinenbauer Dipl.-Ing. Karl Schlecht entwickelte die 
ersten automatischen Verputzmaschinen und gründete mit Putz-
meister den weltgrößten Hersteller von Betonpumpen.
Vor fünf Jahren verkaufte er die Anteile seiner Stiftung an der
Putzmeister AG an den chinesischen Baukonzern Sany Corp,
seinerzeit die größte Übernahme eines chinesischen Konzerns. 
Mittlerweile gilt dieser gelungene Zusammenschluß
als wegweisend für deutsch-chinesische Übernahmen.

Karl Schlecht gründete die Karl Schlecht Stiftung (KSG)
als gemeinnützige Stiftung, um Wissenschaft und Ethik,
Bildung und Erziehung, Umwelt und Energie sowie Kunst und
Kultur zu fördern. Der Förderfokus der Karl Schlecht Stiftung
liegt dabei auf »Good Leadership«. Für Karl Schlecht
ist das die Weiterentwicklung von Industrie 4.0 zu 5.0.

Leitidee ist die Verbesserung von Führung in Business, Gesell-
schaft und Politik durch humanistische Werte. Vor diesem Hinter-
grund unterstützt sie Projekte der Wissenschaft und Bildung, die 
zur ganzheitlichen, werteorientierten Persönlichkeitsentwicklung 
von jungen Menschen und angehenden Führungskräften.

Industrie 5.0
»Für uns ist heute der menschliche Faktor
die Riesenreserve, die wir haben.« 
Karl Schlecht, Gründer von Putzmeister 

Inderview aufgezeichnet von Holger Douglas
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»Mein Vater hatte ein Gipsergeschäft. Ich musste natürlich 
Geld verdienen und habe dabei erlebt, wie viel Mühe es 
macht, den Mörtel nach oben zu kriegen, ins dritte Stock-
werk und dann an die Wand zu werfen. Und so ist dann 
der Gedanke belebt worden, dass man eine Mörtelpumpe 
baut und braucht, die den Mörtel hoch ins dritte Stockwerk 
pumpt. Aber es sei kalter Kaffee, so sagte damals der Gip-
sermeister Schwarzer aus Stuttgart, den Mörtel einfach nur 
hochzupumpen, man muss ihn auch hinspritzen. Der Mör-
tel muss dann auch an der Wand haften. Dazu muss er eine 
bestimmte Zusammensetzung haben. Die hängt auch vom 
Untergrund ab, ob Ziegelmauerwerk, ob Betonmauerwerk. 
Wenn man eine Ziegelmauer hat, hat man auch Fugen und 
Mörtelspalten. Das zieht dann unterschiedlich an. 

Als man später mit reinen Gips dünnschichtig gepumpt 
hat, hat sich gezeigt, dass der Ziegel schnell zieht, die Fuge 
nicht. War die Oberfläche rau, musste man einen beson-
deren Maschinenputz machen, der auch kontinuierlich ge-
mischt werden kann. Das alles hat zu bestimmten Techni-
ken geführt, die uns nachher an die Spitze gebracht haben. 

Aber dies erfinden Sie alles nur, wenn Sie es selbst erleben 
und auf der Baustelle tun und die Ideen entwickeln, wie Sie 
es realisieren und schließlich dann auch die Möglichkeit 
haben, es zu bauen.

Ich habe ganz klein im Hinterhof meines Vaters begon-
nen. Die Dinge habe ich natürlich selber konstruiert, und 
auch so einfach gebaut, dass man sie in der Dorfschmie-
de schneiden, schweißen und dann zusammen montieren 
und selber ausprobieren konnte, um dann aber gleich auch 
die Schwächen zu sehen, ob etwas gut läuft oder nicht, was 
man ändern kann. Diese Nähe zu dem Problem, den Din-
gen wissenschaftlich auf den Grund zu gehen, habe ich an 
der Hochschule gelernt. Wissenschaftlich zu arbeiten - das 
ist im Grunde genommen Wahrheit zu suchen. Wissen-
schaftlich zu arbeiten und zu forschen ist nichts anderes, 
als dem Problem wirklich auf den Grund zu gehen. Das war 
der Erfolg des Ganzen in allen Ebenen – also lernen in der 
Praxis, an dem, was man erlebt; was schief läuft, auf dem 
kürzesten und schnellsten Weg in einen besseren Zustand 
zu bringen. Das heißt:

Dienen, bessern, Werte schaffen – für den Kunden, und 
zwar so, dass es für ihn ein Wert hat, keine technische Spie-
lerei, sondern es muss ihm zu seinem Erfolg verhelfen.

Und das ist dann auch das, was ihm nachher auch Vertrau-
en gibt zum Produkt, zu den Leuten und zum Unterneh-
men. Was dann lebt, ist die Unternehmenskultur, und die 
wird getragen von den einzelnen Menschen.

Es gibt keine Unternehmensethik oder so etwas, es gibt nur 
Ethik der Menschen im Unternehmen, so dass der Einzel-
ne nur das Beste aus sich macht – für sich. Und nur wenn 
er das Beste für sich macht, ist er ein gutes Mitglied des 
Unternehmens, dass das Unternehmen auch voranbringt 
und ergebnisorientiert arbeitet bis hin zur Überzeugung, 
dass er liebt, was er tut. Es gibt keinen Weltmeister, der an 
die Spitze kommt, ohne dass er das  liebt, was er tut. Also 
nicht nur Power und Technik – das reicht nicht. Da muss 
die Emotion dabei sein, also Kopf und Herz.

Heute bin ich im Stiftungswesen tätig. Wir beschäftigen 
uns vor allem mit psychoanalytischen Fragen. Leadership, 
personal care  usw. Das ist vom Ansatz her gleich, wie wenn 
ich ein technisches Problem löse. Ich habe es geschildert: 
Bau Frankfurter Turm, Rekordhöhen überwinden: Wie 
hoch kann man pumpen? Man kann immer höher, ja man 
kann endlos pumpen. Der Burj Dubai, den wir gemacht ha-
ben mit 610 Meter Höhe, ist der heutige Weltrekord noch, 
aber wir pumpen auch auf 1000 m, wenn wir die Chance 
bekommen. Die Chance bekommt man dann, wenn man 
sich Vertrauen erworben hat durch eigene Leistung.
Ich könnte jetzt als Beispiel den »Gipsomat« erwähnen. 
Man hat hier den Verputz auf übliche Weise gemacht, weil 
die Wände krumm waren, erst einen Grundputz mit zwei 
Zentimeter, dann eine dünne Schicht mit Gips drauf. Mit 
der Zeit hat man von Frankreich lernend reinen Gipsputz 
genommen, weil die Wände mit großem Sandstein immer 
glatter wurden.

Man hat dann nur noch 10 mm Gips gebraucht, also nicht 
mehr 25 mm wie seither. Da mussten die Normen geändert 
werden. Das ist schließlich auch gegangen, weil es wirt-
schaftlicher war. Aber Gips kontinuierlich zu mischen, war 
ganz schwierig, weil Gips im allgemeinen zusammenfährt. 
Wenn Sie im Mischbehälter alte Reste drin haben, dann 
kristallisiert das neu und der Gips ist kaputt. Und dann 
schmeißen sie Wasser rein, mit dem Erfolg, dass der Gips 
schrumpft und Risse bekommt. Das war also das Problem: 
Reinen Gips kontinuierlich zu mischen, und zwar so, dass 
man einen Durchlaufmischer hat, der keine Restzonen hat, 
die man reinigen muss. Das durchlaufende Gemisch er-
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neuerte ständig den Inhalt und putzt gleichzeitig von innen 
den Mischbehälter. Ich habe zuerst einen Trichter genom-
men und unten eine Schneckenpumpe, dass man pro Um-
drehungen soundsoviel Mörtel hinaus drückt, soundsoviel 
Wasser hinein gibt und den Rest als Pulver nach füllt. Aber 
das ging nicht in horizontalem Aufbau, bis ich gemerkt 
habe, wenn man in der Küche einen Teig angerührt, dann 
perlt da Luft heraus. Im Gipspulver sind runde 18-20 % 
Luft enthalten. Wie bekomme ich die heraus, damit mein 
Mischungsverhältnis zwischen Fertiggemisch und zugelie-
fertem Wasser konstant bleibt? Indem ich eine senkrech-
te Welle habe, wo beim Mischen durch die Fliehkraft der 
Mörtel außen ist; in der Mitte steigt die Luft heraus und 
entweicht. Eine senkrechte Anordnung – das war des Rät-
sels Lösung. Und heute, sehen Sie auf der Baustelle nur noch 
diese Maschinen, die mit Fertigmörtel gespeist werden.

Da ist eine kleine Maschine darunter, die arbeitet so au-
tomatisch, dass der Gipser den Mörtel nur noch von der 
Fabrik kauft, Verwendungszweck ›außen‹ oder ›innen‹, 
›körnig‹ oder ›nicht körnig‹, und innen hält er die Düse an 
die Wand, und alles andere geht automatisch. Der kauft den 
Mörtel fix und fertig zweckentsprechend, und er muss mit 
dem Aufbereiten gar nichts machen außer ihn noch zu glät-
ten in dünner Schicht. Und diese Sache ist heute Standard 
der Industrie geworden. Natürlich haben es auch andere 
nachgemacht, als die Patente ausgelaufen sind. Aber das 
Ganze war für mich ein Schlüsselerlebnis.

Genauso wenn Sie an das Hochpumpen denken. Als ich Be-
tonpumpen zu bauen begann – wir waren ja Neulinge auf 
diesem Gebiet –, habe ich da eine glückliche Konstruktion 
gefunden, die uns innerhalb von zwei Jahren zum Markt-
führer gemacht hat, unglaublich. Wir haben eine Pumpe 
gemacht, die ruhig in großen Mengen pro Hub gefördert 
hat, leicht war und günstig zu bauen. Wir haben damit gut 
Geld verdient.

Das sind alles Dinge, die sich entwickelt haben aus dem un-
ternehmerischen Schaffen in dem Sinne, man hat ein Land 
vor sich und sieht die Chancen: Die müssen auch den Mör-
tel hochbringen, das ist das Gleiche. Das Komische ist aber, 
dass es überall ein bisschen anders ist. 

Wir haben zum Beispiel in Amerika Maschinen verkauft, 
die sind überall gelaufen nur nicht in Miami in Florida. 
Warum? Da haben sie den Beton aus Korallenmaterial 

gemischt. Und Korallenmaterial ist porös. Wenn Sie also 
Druck drauf gegeben haben, ist der Beton in der Pumpe 
einfach plötzlich dick gewesen und ging nicht mehr hinaus. 
Also muss man sich dazu etwas einfallen lassen. Also das 
auch in all diesen Ländern spezifisch anzupassen, erfordert 
Innovation und Mut und natürlich auch die Fantasie und 
die Technik, das zu schaffen. Das führt dann natürlich zu 
einem vielseitigen Produktionsprogramm, vielen Model-
len. Wenn Sie eine Betonpumpenreihe sehen, da haben 
sie zehn Varianten: Verschiedene Masten, verschiedene 
Pumpen, verschiedene Fahrgestelle usw. und das muss al-
les zusammenpassen. Eine Betonpumpe ist ja ein Automat. 
Da drücken Sie aufs Knöpfchen, und dann fängt die an zu 

Dipl.-Ing. Karl Schlecht

Entwickelte die ersten automatischen Verputzmaschinen und baute

mit Putzmeister den weltgrößten Hersteller von Betonpumpen auf.

Er gründete die Karl Schlecht Stiftung (KSG) als gemeinnützige

Stiftung, um Wissenschaft und Ethik, Bildung und Erziehung,

Umwelt und Energie sowie Kunst und Kultur zu fördern.

Der Förderfokus der Karl Schlecht Stiftung

liegt dabei auf "Good Leadership".

Leitidee ist die Verbesserung von Führung in Business,

Gesellschaft und Politik durch humanistische Werte.
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Karl schlecht | Industrie 5.0

arbeiten. Heute ist alles elektronisch, stufenlos gesteuert. 
Das haben wir alles im Laufe der Zeit entwickelt. Die Be-
tonpumpe ist auch eine der kompliziertesten Baumaschi-
nen überhaupt. Früher waren Baumaschinen primitiv und 
einfach, aber heute ist das alles Hightech. 

Wir sind so weit gegangen und hatten vor 20 Jahren schon 
Industrie 4.0. Wenn der Pumpenfahrer an der Baustelle fer-
tig war, drückt er aufs Knöpfchen, Unterschrift vom Bau-
führer, dann sind alle Daten im Computer zuhause, fünf 
Minuten später war das Geld auf dem Konto. Weil alles ver-
knüpft ist, man kann keine Schummeleien mehr machen. 
Das ist alles faktisch dokumentiert und vernetzt. Aber es 
erfordert, diesen Dingen zu vertrauen und Abstand zu neh-
men von den bisherigen Methoden.

Eine gute Unternehmenskultur
im Unternehmen verkauft man

im Produkt und im Umgang
mit den Kunden.

Die Kunden haben das gleiche Problem wie wir, ein Unter-
nehmen zu führen und deren Kunden zu dienen – das ist 
eine Kette, die geht durch. Das so zu sehen, das macht Sie 
ganz bescheiden.

Der Bau des Eurotunnels zwischen Dover und Calais war 
das war größte und differenzierteste Auftrag, vor allem 
deshalb, weil wir dort Industrie 4.0 gemacht haben. Wir 
hatten da zwanzigerlei verschiedene Maschinen drin tief 
im Tunnel, und die mußten gewartet werden. Man muss-
te wissen, wann muss der Elektriker rein, der Hydrauliker 
usw. wann müssen die Ersatzteile her. Wir haben also ein 
Dateninformationssystem aufgebaut. Wir haben es DESY 
genannt.

Die Pumpenfahrer sind nur dazu da, die Pumpe zu betrei-
ben, den Kunden zu dienen, und wir machen alles, damit er 
das gut machen kann. Deshalb müssen die Teile rechtzeitig 

hinzu geliefert werden. Der Computer weiß besser, wann er 
das Teil X braucht, weil im Computer gespeichert ist, wie 
bei den jeweiligen Verhältnissen die Lebensdauer von dem 
Teil ist. 

Bis Sie aber den Kunden so weit bringen, das er ihnen das 
glaubt und auch zahlt - das dauert. Aber das sind die Fra-
gen, die uns heute zu Industrie 5.0 führen. 4.0 ist Industrie-
computer einsetzen - vernetzen. Aber ohne den Menschen 
bauen Sie keine Software, bringen sie nicht zusammen, 
haben sie die Motivation nicht, etwas zu machen und die 
Freude nicht, wenn er etwas schafft, um weiter zu kommen. 
Für uns ist heute der menschliche Faktor die Riesenreserve, 
die wir haben. In Deutschland sind wir ja dank der guten 
Bildung, die wir ja haben, weltweit an der Spitze. Die Chi-
nesen sind uns auf den Fersen, weil die auch sehr gut sind 
und lernen, lernen, lernen, und eifrig sind ähnlich wie wir 
Schwaben. Wir haben heute die Chance, den menschlichen 
Faktor zu aktivieren durch eine gute vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit im Unternehmen. Deshalb machen wir heu-
te schon ein Programm mit Trumpf und Bosch. Das heißt 
Leadership Personal Care. Das heißt, die Führungskräfte 
müssen sich sorgen um den einzelnen Menschen, der ihnen 
anvertraut ist. Der schafft nicht für die, der ist ihnen anver-
traut. Das so zu begreifen, dann vertraut der dem auch, und 
so entsteht ein Vertrauensbund, der natürlich motiviert ist, 
und der Freiheit gibt durch Vertrauen.

Ich bin der Meinung, das wir Unternehmer die Aufgabe 
haben, diese Lücke im menschlichen Bereich zu schließen. 
Die menschlichen Qualitäten dürfen nicht verloren wer-
den, und das bewusst zu machen, ist eigentlich die zentrale 
Aufgabe meiner Stiftung in dem kleinen Bereich, in dem 
wir etwas bewirken können. Wir sind ja nur eine kleine 
Stiftung. • 

Hier können Sie das ausführliche Gespräch
mit Karl Schlecht auch im Video ansehen.
Sie müssen dafür nur diesen QR-Code mit der 
Kamera Ihres Handys oder Tabletts auslesen. 
Dann startet der Film.
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Holger Douglas
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Oldtimer – was bedeutet denn das für Sie?
Hermann Layher: Ich wehre mich ein wenig gegen den 
Begriff Oldtimer. Ich mag alte Autos und nicht alles, was 
alt ist, hat Klasse. Es gibt erhebliche Unterschiede. Im Au-
gen-blick sind viele Leute dabei, in alte Autos Geld zu in-
vestieren. Da gibt es natürlich jede Menge Dinge, die man 
falsch ma-chen kann.

Zum Beispiel?
Hermann Layher: Ein exklusiver Händler hat mir sei-
ne Broschüre geschickt und schreibt: Der Markt befindet 
sich im Umbruch. Früher hast Du gesagt: Ein frühes Vor-
kriegs-Auto ist eine sehr gute Investition. Heute geht der 
Trend mehr zu moderneren Fahrzeuge. Das bedeutet: Old-
timer wachsen nach. Die Ferraris der Fünfzigerjahre gehen 
durch die Decke. In der Fol-ge viele andere Autos auch, 
auch deutsche. Es gibt da wie bei den Aktien auch Blue-
chips, bei denen man sicher ist, dass man sein Geld wei-
testgehend erhalten kann. Ich sehe gerade im Porsche-Be-
reich Preisentwicklungen, die sich nicht halten werden. 
Ich denke, dass wir da auch wie-der spätestens dann eine 
Marktberuhigung erleben, wenn sich die Zinsen ein biss-
chen erhöhen.

Jedem Investor kann ich nur raten: Kaufen Sie sich das, was 
Spaß macht. Benützen Sie die Fahrzeuge! Leben Sie damit! 
Dann sind sie auch besser erhalten. Sie haben Fahrspaß, 
und der ist manchmal wichtiger als Zinsen. Alles andere 
kommt dann automatisch. Die persönliche Bindung ist 
bei mir so stark, so dass ich sie nicht verkaufen würde. Ich 
selbst möchte nicht damit spekulieren. Die alten Autos sind 
für mich ein Hobby, das ich sehr genieße.

Sie setzen sich in ein altes Auto und fahren
drei, vier Tage irgendwohin. Kann man das einfach
so machen, sich hineinsetzen, starten und losfahren?
Springen die sofort an? Oder muss man erst
stundenlange Startprozeduren hinter sich bringen?
Hermann Layher: Je älter ein Auto ist, desto einfacher kann 
man es handeln. Ein Auto aus der Zeit vor dem Ersten Welt-
krieg kann man drei Jahre stehenlassen. Das springt sofort 
wieder an und fährt, benötigt natürlich ein paar Handgrif-
fe. Man muss sich natürlich in das Fahrzeug ein bisschen 
mehr hin-ein denken. Wenn Sie junge Fahrzeuge haben, 
zum Beispiel jetzt ei-nen aktuellen Mercedes SL oder einen 
aktuellen Porsche, müssen Sie die im Jahr mindestens zwei-
mal fahren, damit sie nicht vom Stehen kaputt gehen.

Was geht denn da zum Beispiel kaputt?
Hermann Layher: Die Bremsflüssigkeit verflüchtigt sich, 
die Bremsmanschetten sind nicht gerne dicht, es handelt 
sich um sogenannte Standschäden. Diese lassen sich nur 
vermeiden, indem man fährt. Mein persönliches Terrain 
sind Vorkriegsautos. Ich habe natürlich auch modernere 
Autos, die man fahren und konservie-ren muss. Deshalb 
bin ich persönlich froh, dass es dieses Museum gibt.

Hermann Layher

Präsident der TECHNIK MUSEEN SINSHEIM & SPEYER.

Das Auto & Technik Museum Sinsheim gibt es seit 37 Jahren

und das Technik Museum Speyer seit 27 Jahren.

Erhards Erben 01|2017

35

Oldtimer – Industriegeschichte auf 4 Rädern



Hermann Layher: »Das Auto & Technik Museum Sinsheim ist als 
eingetragener Verein gegründet worden. Zweck des Vereins ist 
es, die technischen Kulturgüter der Nachwelt zu erhalten, und 
das Interesse an technischen Entwicklungen zu fördern. In den 
Technik Museen Sinsheim und Speyer können die Besucher die 
gesamte Vielfalt der Technikgeschichte vom Oldtimer bis zum 
Düsenjet erleben. Die Highlights in Sinsheim sind neben den 
einzigartigen Oldtimern die beiden Überschall-Passagierflug-
zeuge Concorde und Tupolev 144. In Speyer locken die größte 
Raumfahrtausstellung Europas mit einem russischen BURAN 
Space Shuttle, ein Jumbo Jet, ein U-Boot ein Seenotkreuzer und 
vieles mehr.

Eine weitere Sensation in den Museen sind die IMAX Kinos 
(IMAX 3D Laser 4k Kino Sinsheim sowie IMAX DOME Kino 
Speyer). Aber die Museen glänzen nicht nur mit den einzigarti-
gen Ausstellungen, die in jedes Event einbezogen werden kön-
nen. 
In beiden Museen gibt es große Freigelände für Open-Air-Veran-
staltungen mit Tausenden von Gästen, individuell gestaltbare, 
ebenerdig befahrbare Hallen für Tagungen und Präsentationen 
sowie flexibel nutzbare Räumlichkeiten, die Seminare im klei-
nen Kreis genauso ermöglichen wie Großveranstaltungen mit 
mehreren Hundert Teilnehmern. In Fußwegnähe zu den Museen 
stehen außerdem eigene Hotels (vier Sterne Hotel Sinsheim und 
Hotel Speyer am Technik Museum) zur Verfügung, die sowohl 
bequeme Übernachtungsmöglichkeiten als auch zusätzliche 
Räumlichkeiten für Veranstaltungen und Tagungen bieten.

Die Museen verstehen sich dabei als Full-Service-Dienstleister, 
die auf Wunsch und in Absprache mit dem Kunden alle Aufga-
ben der Event-Organisation übernehmen wie Planung, Deko-
ration, Bereitstellung der Technik, Buchung von Künstlern für 
Rahmenprogramme, Catering und Hotelübernachtung.« 
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Und dann natürlich auch die passende
Wartungsmannschaft zu haben, die das Ganze in Schuss hält?
Hermann Layher: Die Fahrzeuge, die Sie bei uns im Muse-
um sehen, sind alle Leihgaben. Für die Wartung der Fahr-
zeuge ist jeder Leihgeber persönlich verantwortlich. Wir 
sind ein eingetragener Verein, die Fahrzeuge sind Leihga-
ben. Das bedeutet, es gehen Fahrzeuge heraus, andere kom-
men zurück. Früher habe ich den Wunsch gehabt, jeden 
Leihvertrag langfristig anzulegen, sodass uns die Ausstel-
lungsstücke nicht ausgehen. Die Praxis hat jedoch gezeigt, 
wenn einer bei uns einen Lamborghini stehen hat, ist sei-
ne Garage leer. Dann kauft er sich sicherlich den Ferrari, 
von dem er schon lange geträumt hat. Und wenn er jetzt 
den Lamborghini fahren sollte, dass er keine Standschäden 
bekommt, dann bringt er in der Regel den Ferrari mit. Da-
durch gibt es immer einen Austausch von Ausstellungswa-
gen; das kommt der Attraktivität des Museums zugute.

Was bringt Ihnen das Fahren mit einem Oldtimer?
Was ist anders gegenüber dem Fahren mit einem
neuen, modernen Auto?
Hermann Layher: Dieses Hobby funktioniert nicht ohne 
ein modernes Auto mit allem, was die moderne Technik 
zu bieten hat. Sprich Telefon, Heizung, Dach, Navigati-
onssystem. Ich habe an den beiden Autos, die ich mit der 
Familie benutze, auf der Beifahrerseite einen Generator 
drin, also eine Umspannung, an die meine 
Frau das Laptop anschließen kann, weil sie 
sich gerne auf moderne Technik verlässt. Das 
moderne Auto ist ein Sklave, der muss funk-
tionieren. Ein altes Auto darf funktionieren. 
Gute Wartung vorausgesetzt geht eigentlich 

nichts kaputt. Beim alten Auto ist es so, dass man sehr viel 
aufmerk-samer ist. Man muss sich ein wenig nach dem Wa-
gen richten. Man hört ins Auto rein, versucht, dem Auto 
das Leben so angenehm wie möglich zu machen. Dadurch 
nimmt man die Umgebung viel aufmerksamer wahr, man 
erlebt alles viel intensiver. Die Gerüche sind intensiver, die 
Aussicht ist intensiver. Ach, es ist einfach herrlich.

Was haben die Konstrukteure der alten Autos denn anders
als die Konstrukteure unserer modernen Autos gemacht?
Hermann Layher: Das kommt auf die Jahre darauf an. 
Die Autokonstrukteure versuchten, modern zu sein, der 
Technik vo-raus zu sein. Da ist ein Vorkriegs-Maybach 
ein hervorragendes Beispiel. Die haben damals modernste 
Technik eingesetzt, die fasziniert heute noch.  Ein Bugatti 
beispielsweise war soweit seiner Zeit voraus, in seiner Kon-
struktion, daß der damalige Stahl nicht fest genug war, um 
seine zugegebenermaßen extreme Konstruktion zu halten. 
Ein Bugatti ist heute ein ganz ordentliches Auto. Man kann 
den heute mit modernsten Mitteln restaurieren, dass er 
standfest ist. Damals sind dem viele Teile im Motor oder 
im Getriebe gebrochen. Aber es gibt inzwischen eine In-
dustrie, die sich um Teile und Nachfertigung kümmert. 
Dadurch kann man heute ein solches Auto viel leichter in 
Bewegung halten, wie noch vor 25,30 Jahren. •
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Die erste öffentliche Fahrt vor genau 200 Jahren erregte ziemliches Aufsehen. Da »raste« 
ein Mensch mit für damalige Verhältnisse beachtlicher Geschwindigkeit von Mannheim 
ins benachbarte Schwetzingen. Mit 15 Kilometer pro Stunde erreichte er ein sensationel-
les Tempo; schneller konnte sich vorher noch nie ein Mensch bewegen - angetrieben nur 
von seinen eigenen Kräften. Er überholte damit sogar eine Postkutsche. Sein Fahrzeug 
war ein Laufrad, der Urtyp des Fahrrades. Zwei hölzerne Räder verbunden mit einem 
Holzrahmen, darauf eine Sitzbank - Pedale gab es noch nicht, der Radler stieß sich mit 
den Füßen ab und rollte ein kurzes Stück, ehe er mit dem nächsten Tritt einen weiteren 
Schub nach vorn erzeugte.

Eine Geschichte aus dem Vormärz

Das Fahrrad, das
Klima und die Politik

Holger Douglas

Erhards Erben 01|2017
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Das war am 12. Juni 1817, der kühne Mensch hieß Karl 
Friedrich Christian Ludwig Freiherr von Drais, ursprüng-
lich ein badischer Forstbeamter. Er kam auf die scheinbar 
einfache, aber geniale Idee, zwei Räder miteinander zu ver-
binden und den Fahrer mit einer Lenkung balancieren zu 
lassen.

Die erste Laufmaschine hatte eine bewegliche Lenkstange, 
die das Vorderrad nach rechts und oder links drehen und 
somit der Laufmaschine eine bestimmte Richtung geben 
konnte. Nur mit einem beweglichen Vorderrad und mit 
ständigen Gegenbewegungen gegen das Umkippen ist das 
Fahrrad balancierbar. Später kam dann eine Bremse hinzu, 
die auf die Lauffläche wirkte und das Gefährt abbremste.

Hightechnologie in Baden 

Keine Frage: Drais hatte damit Hightechnologie nach Ba-
den gebracht – ebenso wie ein knappes Jahrhundert später 
Karl Benz und Gottlieb Daimler mit dem Automobil. »Das 
Laufrad war zugleich der Urknall der Mobilität«, sagt der 
Technikhistoriker Prof. Hans-Erhard Lessing, der wohl 
kompetenteste Drais-Forscher, der alle Details rund um 
Drais in beeindruckender Weise zusammengetragen und 
die bisherige Geschichtsschreibung über Drais korrigiert 
hat. »Denn erstmal setzten sich tausendfach Leute auf Ma-
schinen statt auf Pferde und fuhren individuell in die Um-
welt hinaus«.

»Die amerikanischen Technikhistoriker sagen ganz klar: 
Automobil und Aeroplane stammen vom Fahrrad direkt 
ab. Insofern war diese Basisinnovation des Zweiradprinzips 
zugleich der Urknall für den mechanisierten und heute mo-
torisierten Individualverkehr weltweit.« Einer der wesent-
lichen Gründe für den raschen Erfolg der Laufmaschine 
lag in einer Klimakatastrophe begründet: Auf der anderen 
Seite des Erdballes brach am 10./11. April 1815 der Vulkan 
Tambora aus. Der stärkste Ausbruch eines Vulkans in den 
vergangenen 10 000 Jahren brachte nicht nur 50 000 Men-
schen auf Bali und den Nachbarsüdseeinseln den Tod, son-
dern schleuderte solch ungeheure Mengen an Asche und 
Staub in die Atmosphäre, daß sich die Erde verdunkelte.

Das Jahr ohne Sommer
und die Tambora-Kälte

Die Winde in der Atmosphäre verteilten die Asche in al-
le Himmelsrichtungen über den Erdball. Sonnenstrahlen 
drangen kaum noch durch Wolken und Staubschichten. 
Eine folgende mehrjährige Abkühlung um drei bis vier 
Grad wird auch als Tambora-Kälte bezeichnet. Das legen-
däre »Jahr ohne Sommer« begann. Mißernten in Europa 
und den USA sowie Seuchen in Indien waren die Folgen. 
Die Cholera verbreitete sich in Europa.

Millionen von Menschen wanderten aus. Hungerunruhen 
brachten zum Beispiel Regierungen in Kleinstaaten wie 
Baden, Bayern oder Württemberg in Schwierigkeiten. Dies 
umso mehr, weil es bereits in den Jahren vor dem Ausbruch 
Mißernten gegeben hatte, Nahrungsmittel knapp und teu-
er waren. Über diese Hungersnöte durfte in den Zeitungen 
nicht berichtet werden, das unterlag der Zensur.
Eine Folge der schlechten Ernten: Der Haferpreis stieg. Das 
erhöhte die Kosten für das übliche Transportmittel, Pfer-
de. Gute Voraussetzungen wiederum für eine neue Ver-
kehrsma-schine, die billiger als Pferd und Postkutsche wa-
ren, eben jene Laufmaschine des Karl Freiherr von Drais.
Hans-Erhard Lessing: »Diese Laufmaschine war damals 
den Zeitgenossen höchst willkommen, denn 1816 gab es 
eine Mißernte. Es hatte im Sommer geschneit. Danach 
wurden die Pferde notgeschlachtet. Der Verkehr brach völ-
lig zusammen. Der Haferpreis war so wie der Ölpreis heute 
verkehrsbestimmend. Da erschien es den Leuten wie ein ›Ei 
des Kolumbus‹ plötzlich ohne Pferd vorwärtszukommen.« 
Drais hatte klar erkannt: Wenn der Mensch geht, muß er 
einen Teil seiner Energie für die aufrechte Haltung und das 
Anheben seines Körpers verwenden. Wenn er diese Energie 
nur für die Vorwärtsbewegung benötigt, muß er deutlich 
schneller als zu Fuß sein.
Er hatte früher bereits einen vierrädrigen Wagen konstru-
iert, der nur mit Muskelkraft angetrieben wurde und das 
Gefährt sogar 1814 den hohen Herrschaften vor dem Wie-
ner Kongreß vorgestellt. Allerdings machten die schlechten 
Straßenverhältnisse dem Konzept sehr schnell einen Strich 
durch die Rechnung.
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Revolution
im Verkehrswesen 

Drais vereinfachte sein Gefährt: Ein einspuriges Fahrzeug 
reicht zur Fortbewegung, wenn der Fahrer lenken und 
balancieren kann. Zwei Räder weniger vermindern den 
Energieaufwand beim Rollen beträchtlich gegenüber vier 
Rädern. Zudem kann der Fahrer besser Löchern, Schlamm 
und Matsch auf den Wegen ausweichen. Eine Revolution 
im Verkehrswesen.

Der badische Großherzog Carl verlieh ihm ein »Groß-
herzogliches Privileg«, eine Art Patent, für seine Laufma-
schine; der badische Beamte Drais durfte seine Maschine 
allerdings nicht selbst vermarkten, sondern wurde zum 
Professor für Mechanik ernannt. Er hatte früher immerhin 
bereits mathematische Abhandlungen verfaßt, eine Nähe-
rungslösung für numerische Gleichungen entwickelt, einen 
Vorläufer der Schreibmaschine konstruiert und eine Binär-
kodierung entwickelt ähnlich wie sie heute Grundlage für 
Rechner ist. Wagner bauten weltweit die Laufmaschinen 
des Karl Drais in allen möglichen Formen nach.

Das Jahr 1817 wird ein erfreuliches Jahr, die Witterung 
läßt das Getreide wieder wachsen, die Ernten fallen gut 
aus. Der Haferpreis sinkt, man kann sich wieder Pferde 
leisten. Und schon bald wird der Siegeszug durch Verbote 
gestoppt; denn die frühen Radler mühen sich nicht über die 
zerfurchten Straßen, sondern rollen über die gepflasterten 
glatten Gehwege und geraten mit Fußgängern in Konflikt. 
Ein Thema, das uns bekannt vorkommt. Weltweit untersa-
gen Städte alsbald das Radfahren und blockieren damit für 
rund 50 Jahre dessen Entwicklung.

Ein politischer Mord
in Mannheim

Für Karl von Drais brechen schwierige Zeiten an. Mann-
heim wird Schauplatz des ersten politischen Mordes in 
Deutschland. Der etwas minder bemittelte radikale Bur-
schenschafter Karl Ludwig Sand (ein Freund: »Die wis-
senschaftliche Arbeit wurde ihm sehr schwer, seine Auf-
fassungsgabe war beschränkt, das Gedächtnis nahm nur 
mit Mühe an, schwer oder garnicht war mit Gründen dem 
beizukommen, was er erfaßt zu haben meinte, und er konn-
te dabei sehr erregt und bitter werden; aber seine Gesin-
nung war höchst edel«) ersticht in dessen Wohnung in der 
Mannheimer Innenstadt August von Kotzebue, damals ein 
populärer Schriftsteller und russischer Generalkonsul. 
Der Mörder Sand wird vom Oberhofgericht Mannheim 
zum Tode verurteilt. Vorsitzender Richter ist der Vater des 
Fahrraderfinders Drais.

Gegen Karl Drais selbst beginnt jetzt eine Hetzjagd der 
Anhänger des Burschenschafters Sand. Er flieht nach Bra-
silien, kehrt einige Jahre später wieder zurück. Der Anwalt 
Sands entfacht daraufhin einen privaten Fehdefeldzug ge-
gen Drais und läßt eine Schlägerei in einer Kneipe vom 
Zaun treten. Daraufhin verliert Drais seinen Status als 
»Kammer-herr« mit der Folge, daß er nicht mehr bei Hofe 
vorgelassen wird. In bisherigen Geschichten über Drais 
wird diese Kneipen-schlägerei als Beleg angeführt, um 
Drais lächerlich zu machen.

Zudem bekennt sich Karl Drais als Demokrat und Anhän-
ger der badischen Revolution, gibt seinen Adelstitel zurück 
und will nur noch als »Bürger Drais« angeredet werden. 
1838 entgeht er in Mannheim knapp einem Mordanschlag 
und zieht sich daraufhin in ein kleines Dorf im Oden-
wald zurück. Die preußi-sche Besatzungsmacht verfolgt 
ihn, den es wieder in seine Ge-burtsstadt Karlsruhe zieht. 
Die Staatsmacht versucht, ihn zu entmündigen, seine Ge-
schwister können das gerade noch verhin-dern. Doch seine 
Pension wird beschlagnahmt. Karl Drais stirbt völlig ver-
armt am 10. Dezember 1851. •
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Von der Finanzkrise wurden alle europäischen Länder erfasst. Besonders schwer sind die 
Länder mit hoher Staatsverschuldung belastet. Dies gilt insbesondere für die PIGS-Staa-
ten (Portugal, Italien, Griechenland und Spanien). Besonders hart aber hat es Griechen-
land getroffen. 

Die Haushaltsführung dieses Landes stand schon immer 
im krassen Widerspruch zum Stabilitäts- und Wachstum-
spakt der Währungsunion. Seit der Finanzkrise jedoch 
ist das Land nicht mehr in der Lage, ohne Hilfe und Ge-
währleistung der Euro-Mitgliedsländer seinen Haushalt 
zu finanzieren. Deshalb wurde in den Mitgliedsstaaten 
erwogen, das hoch verschuldete Land aus der Währungs-
union zu entlassen. Bei einem Bruttoinlandsprodukt von 2 
– 3 % des gesamten Bruttoinlandsproduktes der Euro-Staa-
ten wäre dies zu verkraften gewesen. Griechenland wollte 

aber in der Euro-Zone bleiben. Eine Kündigung sieht der 
Währungsvertrag nicht vor. Das Land unternahm aller-
dings auch gewaltige Anstrengungen: Starke Erhöhung der 
Mehrwertsteuer, Erhöhung des Rentenzugangsalters, Ein-
stellungs-Stopp im Öffentlichen Dienst, Kürzungen von 
Renten- und Gehaltszahlungen sowie gezielte Strukturre-
formen. Letztlich entschieden sich die Länder der Euro-Zo-
ne, Griechenland doch weiter zu unterstützen und es in der 
Eurozone zu halten. Dies auch, um die Einheit von Europa 
zu wahren. 

Griechenlandhilfe 
und Verfassung

Norbert Geis
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Viele sehen in der Unterstützung Griechenlands einen 
Verstoß gegen das Bail-Out-Verbot, Artikel 125 Abs. 1 
AEUV. Danach hat jedes Land für sich selbst zu sorgen. 
Eine Transferunion ist ausgeschlossen. Für eine Änderung 
dieses Grundsatzes gibt es in Deutschland keine Mehrheit. 
Durch die freiwillige Hilfe einzelner Staaten wird das Bail-
Out-Verbot nicht verletzt. Anderes gilt jedoch für die Ver-
pflichtungen, welche die Währungsunion insgesamt durch 
die europäische Finanzstabilisierungsfazilität und den Eu-
ropäischen Stabilitätsmechanismus eingegangen ist. Durch 
diese zwei Vertragswerke sind die Mitgliedsländer automa-
tisch gezwungen, an notleidende Staaten der Euro-Zone 
Finanzhilfen zu leisten. 

Verstoß gegen
das Demokratieprinzip

Wenn dadurch bei den einzelnen Staaten der Währungs-
union eine so hohe Belastung entsteht, dass die Budgetho-
heit stark eingeschränkt wird, wäre dies ein Verstoß nicht 
nur gegen das Bail-Out-Verbot, sondern auch gegen das De-
mokratieprinzip. Dann nämlich würde das Parlament weit-
gehend nur noch zu einem Zustimmungsorgan degradiert 
werden. Jetzt schon trifft die Bundesrepublik Deutschland 
durch Bareinlagen und Gewährleistungen eine Haftung in 
Höhe von etwa 400 Mrd. Euro. Hinzu kämen dann noch 
500 Mrd. Euro, wenn die anderen beteiligten Vertragsstaa-
ten alle nicht in der Lage sein sollten, ihren Beitrag zu leis-
ten. Darin könnte man bereits eine starke Beeinträchtigung 
der Budgethoheit sehen. Dies wäre ein Verstoß gegen das 
Demokratieprinzip gem. Art. 38 I GG i.V. mit Art. 20 I, II 
und mit Art. 79 III GG.

Das Verfassungsgericht kommt in zwei Urteilen vom 
07.09.2011 und vom 12.09.2012 zur Finanzstabilisierungs-
fazilität und zum Europäischen Stabilisierungsmechanis-
mus zu dem Ergebnis, dass die beiden Verträge noch nicht 
gegen die Verfassung verstoßen, da auch bei hoher Belas-
tung die freie Verfügung im Haushalt immer noch gewähr-
leistet sei. 
Damit ist die Diskussion nicht beendet. Es bleiben Fragen 
offen: Im Vertrag von Maastricht wurde festgelegt, dass aus 
der Währungsunion keine Haftungs- und Transferunion 
entstehen dürfe. Eröffnet aber der Euro-Rettungsschirm 
nicht doch die Möglichkeit, dieses Prinzip zu unterlaufen?

Kann durch entsprechende Zahlung in den Rettungsschirm 
die Schuldenbremse gemäß Art. 109 III GG ausgehebelt 
werden? Gilt das Gleiche auch für die Maastricht-Kriterien?
Kann nicht doch durch die automatisch fällig werdenden 
Zahlungen die Stellung des Parlaments und damit das 
Demokratieprinzip in Gefahr kommen, wenn bei hohen 
Zahlungen eine freie Gestaltung des Haushaltes nicht mehr 
möglich ist? Wann ist diese Grenze erreicht?

Es ist Aufgabe der Politik, darauf zu achten, dass die-
se Grundsätze der Währungsunion nicht so weit verletzt 
werden, dass die Stabilität unseres Haushaltes und damit 
die Stabilität unseres gesamten Staatswesens erschüttert 
wird. Zugleich besteht aber auch die Notwendigkeit, den 
Zusammenhalt der EU nicht zu gefährden. Eine schwierige 
Aufgabe. Europa ist mehr als eine Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. •

Norbert Geis

CSU-Mitglied, von 1987 bis 2013 Mitglied

des Deutschen Bundestages und in der Europa-Union

Parlamentarier-Gruppe Deutscher Bundestag.

Er ist Mitglied im Kuratorium des Forums Deutscher Katholiken

und kämpft für eine Steuerpolitik, die mehr

»Netto vom Brutto« beläßt. 
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Max Grundig Klinik:
Kompetenz statt Medizintourismus
Vom Genesungsheim für höhere Offiziere
zum Check-up Zentrum für Führungsteams
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Woher kommt der Name 
Max Grundig-Klinik?
Prof. Diehm: Die Bühler 
Höhe, auf der die Max 
Grundig Klinik beheima-
tet ist, blickt auf eine lan-
ge medizinische Historie 
zurück. Schon am Anfang 

des vergangenen Jahrhunderts richtete eine vermögende 
Generalswitwe hier ein Genesungsheim für höhere Offi-
ziere ein. Bald war der Heil- und Kurbetrieb inmitten der 
Natur des Schwarzwaldes bekannt als Ort für Gesundheit, 
Genesung und Erholung. Max Grundig erwarb das Ensem-
ble der Bühler Höhe dann 1986. Während das größere Ge-
bäude, das Schlosshotel, veräußert wurde, blieb auch nach 
seinem Tod die Klinik im Besitz der Erben von Max Grun-
dig und trägt bis heute seinen Namen.

Was wollte Max Grundig? Warum hat er
den Komplex seinerzeit gekauft? 
Prof. Diehm: Soweit ich das rückblickend beurteilen kann, 
waren mehrere Motive ausschlaggebend. Max Grundig, der 
1989 verstarb, schuf mit der Klinik auch einen Ort, an dem 
er selbst am Abend seines Lebens eine perfekte medizini-
sche Betreuung erfuhr. Gleichzeitig war er aber auch in die-
sem Engagement ein Visionär. Es ging ihm um eine Klinik, 
in der die sprechende Medizin gepflegt wird, wo also der 
Mensch im Mittelpunkt steht und nicht nur seine Krank-
heiten. Diese Vision leitet uns bis heute. 

Die Klinik ist eine der letzten Erinnerungen an einen
der Großen des Wirtschaftswunders. Was hat sich
im Wirtschaftsleben verändert, und wie wirkt sich diese 
Änderung Ihrer Erfahrung nach auf die Gesundheit
der im Wirtschaftsleben Tätigen aus?
Prof. Diehm: Führungskräfte sind heute viel gesundheits-
bewusster als früher. Die Zigarre, opulente Geschäftsessen 
und vieles mehr sind out. Unternehmer und Manager ach-
ten auf sich stärker als früher, sie wissen, dass sie mit Sport 
und gesunder Ernährung ihre Leistungskraft erhalten. An-
dererseits sind die Anforderungen insbesondere durch den 
24/7 Arbeitsstil noch höher. Die psychischen Belastungen 
in einer hypervernetzten Geschäftswelt und wie man als 
Einzelner damit umgeht, ist heute das zentrale Thema und 
hat die Managerkrankheit Herzinfarkt inzwischen abge-
löst. 

Welche Felder bearbeiten Sie?
Prof. Diehm: Wir haben im Prinzip drei zentrale Bereiche. 
Zum einen die Innere Medizin. Wir decken mit Fachärzten 
alle wesentlichen Felder der Inneren Medizin ab. Aus den 
eben ausgeführten Gründen haben wir, als zweites Stand-

bein, die Psychosomatische Abteilung in den vergange-
nen Jahren systematisch ausgebaut. Es gelingt uns damit, 
unsere Patienten ganzheitlich zu behandelt. Und drittens 
unterhalten wir ein Check-up Zentrum, in dem wir jedes 
Jahr mehrere tausend komplexe Vorsorgeuntersuchungen 
durchführen, oft auch im Auftrag von Unternehmen, die 
uns ihre Führungsteams schicken.

Ein Sanatorium wollen Sie nicht sein? Was sind Sie genau?  
Prof. Diehm: Unsere Positionierung als Klinik besteht si-
cherlich in der Kombination unserer vielen Spezialisten 
unter einem Dach. Statt einem Medizintourismus bieten 
wir unseren Patienten breite fachliche Kompetenz in einem 
Hause an. Zu uns kommen Patienten, die an anderer Stelle 
in der Diagnose nicht weiter gekommen sind. Weil unsere 
Ärzte eng zusammen arbeiten, finden sie Lösungen, die in 
anderen Gesundheitseinrichtungen möglicherweise nicht 
erkannt werden.

Es erinnert nichts an ein normales Krankenhaus. Die Patien-
ten sind eher in einer Umgebung untergebracht, die an ein 
Luxushotel erinnert. Ist das Absicht? 
Prof. Diehm: Selbstverständlich ist die Art und Weise, wie 
wir die Max Grundig Klinik führen, Teil unseres Konzepts 
und auch ein Erbe von Max Grundig. Um gesund zu wer-
den, bedarf es oft vieler Elemente. Sich in einer Klinik wohl 
zu fühlen, exzellent zu essen, auf eine wunderbare Land-
schaft zu blicken, sich mit anderen Patienten in angeneh-
mer Atmosphäre auszutauschen – das alles können ganz 
wesentliche Bausteine sein, um eine Krankheit zu überwin-
den. Die einzigartige Atmosphäre in unserer Klinik kann 
ganz erheblich zur Heilung beitragen. 

Wer war denn schon bei Ihnen als Patient? 
Prof. Diehm: Mit konkreten Namen kann ich leider nicht 
dienen. Wir kümmern uns aber überproportional um Un-
ternehmer und Führungskräfte sowie andere Gruppen der 
Leistungselite. Gleichzeitig sind wir aber nicht auf dieses 
Klientel fixiert, bei uns wird jeder Patient mit seinen je ei-
genen Problemen behandelt. •

Interview mit Prof. Curt Diehm,
Ärztlicher Direktor der Max Grundig Klinik
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Ohne Taiwan kein iPhone,
ohne Taiwan keine modernen LCD-Monitore,
ohne Taiwan keine Laptops.

Taiwan gehört zu den vier asiatischen Tigerstaaten, 
ist zugleich eine der modernsten und dynamischs-
ten Demokratien und eines der freien Länder Asiens. 
Im OECD-Vergleich ( PISA-Studie ) liegt das Land 
nach Finnland, Hongkong und Kanada auf Platz 4, 
Deutschland weit abgeschlagen auf dem 13. Platz.

Taiwan
Holger Douglas
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Der Tech-Riese Foxconn ist eines der Aushängeschilder Taiwans. Er fer-
tigt in der »iPhone-City« Zhengzhou in China Apples iPhones, stellt als 
Auftragsfertiger für fast alle namhaften Elektronik-Unternehmen Elektro-
nik-Teile her und baut auch Spielekonsolen wie die Playstation, Xbox und 
Wii. Über 15 000 Ingenieure in den USA, China und Taiwan entwickeln 
für Foxconn neue Produkte. 

Jetzt will der Konzern in einem Drei-Schritte-Plan komplette Fabriken 
vollständig automatisieren. Bereits jetzt produzieren vollautomatisierte 
Fabriken PC Motherboards. Die wenigen Menschen in den Fabriken sind 
nur noch für die Logistik, Überwachung und Qualitätskontrolle zuständig. 

Der neue amerikanische Präsident Donald Trump hatte, noch bevor er von 
den Wahlmännern gewählt wurde, mit Taiwan Kontakt aufgenommen 
und telefoniert und damit für ein wenig Wirbel in Peking gesorgt. 

»Taiwan ist ein wichtiges Zukunftsland«, 

hört man immer wieder aus deutschem Politikermund - aber relativ leise, 
weil man nicht die Beziehungen zu Peking stören möchte. Es gibt immer 
noch keine offiziellen diplomatischen Beziehungen zwischen Berlin und 
Taipeh. Verbindungsorgan ist lediglich der »Parlamentarische Freundes-
kreis Berlin-Taipeh«, noch nicht einmal eine »Parlamentarische Gruppe«, 
wie es ansonsten Standard im Bundestag ist. Doch auch dieser Kreis muß 
sich gegen Versuche von »Freunden Pekings« erwehren, abgewürgt zu wer-
den. Daneben besteht noch die Deutsch-Chinesische Gesellschaft, Freunde 
Taiwans, 1957 gegründet und der älteste Verein zur Förderung der Bezie-
hungen zu Taiwan. Dabei ist Taiwan heute tatsächlich eine lupenreine De-
mokratie. »Deutschland und Taiwan verbindet ein ähnliches Werte- und 
Rechtssystem«, wie die »Freunde Taiwans« erklären. Engere politische und 
wirtschaftliche Beziehungen stünden Deutschland gut zu Gesicht.

Neben Deutschland ist Taiwan
eine der bedeutendsten Exportnationen,

dies nach einer überaus wechselvollen Geschichte: 50 Jahre japanische 
Kolonialzeit, in der wesentlich eine moderne Infrastruktur aufgebaut und 
ein ordentliches Schulsystem installiert wurden. Im Juli 1987 wurde das 
Kriegsrecht aufgehoben, mit die autoritären Kuomintang Taiwan 38 Jahre 
lang beherrschten, neue Parteien gründeten sich, und 1996 fanden erstmals 
freie Präsidentschaftswahlen statt.

Interessant für deutsche Unternehmen, die eine Basis für den asiatischen 
Markt in Taiwan suchen, ist die Tatsache, daß viele taiwanesische Juristen 
in Deutschland studieren und so eine ziemlich ähnliche juristische Sprache 
sprechen. • 
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Taiwan & 
Deutschland
Gemeinsam auf einem guten Weg

Mein Land hat mit den diesjährigen Präsidentschafts- und Parlamentswahlen gezeigt, 
wie tief verwurzelt und gefestigt Demokratie und Rechtsstaat in Taiwan sind. Die neu 
gewählte Regierung der Demokratischen Fortschrittspartei (DPP) stellt drei politische 
Kernthemen in den Mittelpunkt: Beschäftigung, Verteilungsgerechtigkeit und Innovati-
on. Präsidentin Tsai Ing-Wen setzt für den neuen wirtschaftlichen Wachstumsschwung 
auf die Förderung von fünf großen Innovationsindustrien: Grüne Energie, Biotechno-
logie, »Smart Machinery«, Verteidigungstechnologie und die Schaffung eines »Asian 
Silicon Valley«. Taiwans Regierung zielt darauf ab, sich verstärkt als ideale Drehscheibe 
für Investitionen und Innovationen europäischer und insbesondere auch deutscher Un-
ternehmen in Asien zu positionieren. 

Prof. Dr. Jhy-Wey Shieh

In ihrem Streben nach Frieden, Freiheit, Menschenrechten 
und Rechtsstaatlichkeit teilen Taiwan und Deutschland ge-
meinsam fundamentale humanitäre Werte, die eine gute 
Basis für den weiteren Ausbau der bilateralen Beziehungen 
zwischen Taiwan und Deutschland sind.

Obwohl beide Länder miteinander keine offiziellen diplo-
matischen Beziehungen unterhalten, haben sich ihre Kon-
takte in den letzten Jahren in vielen Bereichen intensiviert: 
Im Oktober 2010 wurde beispielsweise ein Jugendferi-

en-Arbeitsaufenthaltsprogramm (»Working Holiday Pro-
gram«) gestartet und im November 2012 ein »Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhin-
derung der Steuerverkürzung« wirksam. Seit 2013 besteht 
eine »Vereinbarung zur verstärkten Zusammenarbeit im 
Bereich des Zollbetrugs«. Zudem ist im Februar 2014 eine 
»Absprache über die Überstellung von verurteilten Perso-
nen und über die Zusammenarbeit bei der Vollstreckung 
von Strafurteilen« in Kraft getreten. 
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Die deutsch-taiwanischen Wirtschafts- und Handelsbezie-
hungen sind seit langem eng und vertrauensvoll.

Für die deutsche Wirtschaft ist Taiwan heute der fünft- 
größte Handelspartner im asiatisch-pazifischen Raum und 
einer der attraktivsten Märkte in Asien. Für Taiwan ist 
Deutschland der größte Handelspartner in Europa und der 
neuntgrößte in der Welt. Im Jahr 2015 betrug das Handels-
volumen zwischen beiden Seiten 15,5 Milliarden Euro. 
Deutsche Unternehmen haben in Taiwan von 1952 bis 
Ende 2014 Direktinvestitionen in Höhe von ca. 2 Milliar-
den US-Dollar vorgenommen. Damit ist Deutschland der 
drittgrößte europäische Investor in Taiwan. Insgesamt 
sind etwa 250 deutsche Unternehmen in Taiwan aktiv, ins-
besondere in den Branchen Automobilindustrie, Banken, 
Maschinenbau, Halbleiterindustrie, Chemie und Elekt-
ronik. Umgekehrt sind insgesamt 210 Firmen aus Taiwan 
– hauptsächlich aus der IT-Branche – in Deutschland ver-
treten.

Regelmäßig findet ein Taiwan Germany Joint Business 
Council Meeting statt, jährlich im Wechsel einmal in 
Taiwan und einmal in Deutschland. Am 22. September 
2016 wurde das 16. Taiwan-Germany Joint Business Coun-
cil Meeting in Berlin abgehalten. Dabei standen Themen 
wie Erneuerbare Energien, Energieeffizienz und Industrie 

4.0 im Fokus. Letzteres gilt als Kernthema der Digitalen 
Agenda der deutschen Bundesregierung, welches mit den 
fünf großen Innovationsindustrien Taiwans verknüpft, die 
bilateralen Beziehungen zwischen beiden Seiten weiter ver-
tiefen soll.

Taiwan möchte außerdem mit der Europäischen Union ein 
Bilateral Investment Agreement (BIA) oder auch ein Eco-
nomic Cooperation Agreement (ECA), das einem Freihan-
delsabkommen entspricht, abschließen, zugunsten von bei-
den Seiten 

Darüber hinaus sind der Austausch und die Zusammen-
arbeit in den Bereichen Wissenschaft und Technik, Schu-
le und Bildung, Kunst und Kultur zwischen Taiwan und 
Deutschland eng und lebendig.

Ich hoffe, auf dieser guten Basis aufbauen sowie die bilate-
ralen Beziehungen weiter vertiefen zu können. Diejenigen, 
die mein Land bereits kennen, möchte ich dabei unterstüt-
zen, bestehende Geschäftsbeziehungen zu stärken, und 
jene, die Taiwan noch nicht kennengelernt haben, dazu 
einladen, nicht nur geschäftliche Kontakte zu knüpfen, 
sondern insbesondere auch die kulturelle und kulinarische 
Vielfalt sowie die Schönheit der Natur meiner Heimat zu 
genießen. • 
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Die außenpolitischen Beziehungen des Deutschen Bundestages zu den Par-
lamenten auswärtiger Staaten werden derzeit von 54 bi- und multilateralen 
Parlamentariergruppen gepflegt. So gibt es beispielsweise eine deutsch-ame-
rikanische, eine deutsch-französische oder eine deutsch-russische Parlamen-
tariergruppe. Die deutsch-taiwanische Parlamentariergruppe (Freundeskreis 
Berlin-Taipeh), deren Vorsitzender ich seit 2010 bin, ist mit 52 Mitgliedern eine 
der größten Parlamentariergruppen im Deutschen Bundestag. Der Freundes-
kreis stellt dabei aber immer noch eine Ausnahme dar. Denn aufgrund der 
Ein-China-Politik erkennt Deutschland Taiwan leider nicht als souveränen 
Staat an und unterhält deshalb keine vollen diplomatischen Beziehungen zu 
dem Inselstaat. Das ist schade. Taiwan ist eine gefestigte Demokratie, was in 
der Region leider wahrlich keine Selbstverständlichkeit ist.

Die deutsch-taiwanischen Beziehungen konzentrieren sich vor allem auf 
Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur. Auch wenn der politischen Führungs-
ringe Taiwans (»Top 7«) bedauerlicherweise die Einreise in unser Land wie in 
die gesamte EU verweigert wird, hatten wir auch in diesem Jahr einige Regie-
rungsmitglieder der Republik China zu Gast. Was die bilateralen Wirtschafts-
beziehungen anbelangt, läuft es sehr gut. Deutschland ist sowohl bei den Im-
porten als auch bei den Exporten Taiwans wichtigster Partner in Europa. Aus 
deutscher Sicht ist Taiwan - trotz seiner geringen Bevölkerungszahl von rund 
23 Millionen  - an fünfter Stelle der wichtigsten Handelspartner in Asien. Acer 
und Asus – um nur einige wenige zu nennen – sind Hochtechnologiemarken 
aus Taiwan.

Angesichts dieser florierenden Beziehungen ist es umso schöner, dass es uns 
in der letzten Legislaturperiode gelungen ist, die Schengenvisumpflicht für 
Touristen und Geschäftsleute aus Taiwan abzuschaffen. Deutsche, die nach 
Taiwan wollen, brauchten schon länger kein Visum mehr. Ein weiterer gro-
ßer Erfolg der jüngsten Vergangenheit ist die Verabschiedung eines Doppel-
besteuerungsabkommens. Weiter steht auf der Agenda noch ein Freihandel-
sabkommen zwischen der Europäischen Union und Taiwan, von dem beide 
Seiten nur profitieren können.

Ein wichtiges politisches Ziel ist weiterhin, die Teilnahme Taiwans an interna-

»Taiwan – 
ein Leuchtturm
der Demokratie«

Klaus-Peter Willsch

Klaus-Peter Willsch

Bundestagsabgeordneter der CDU,

Freundeskreis Berlin-Taipeh
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»Taiwan – 
ein Leuchtturm
der Demokratie«

tionalen Organisationen zu ermöglichen. Taiwan hat hier 
keinen dogmatischen, sondern einen pragmatischen An-
satz. So nimmt Taiwan seit 2009 unter dem Namen »Chi-
nese Taipei« an der jährlichen Weltgesundheitsversamm-
lung teil. Genauso wichtig ist die regelmäßige Teilnahme 
an den Versammlungen der Zivilluftfahrtorganisation 
ICAO oder bei Interpol. Diese Anliegen Taiwans liegen im 
weltweiten Interesse, werden aber aus politischen Grün-
den boykottiert. So ist Taipeh zum Beispiel ein Luftdreh-
kreuz, das allein aus Sicherheitsaspekten nicht vom Erhalt 
von Nachrichten, Informationen und Dokumenten aus-
geschlossen werden darf. 2013 nahm Taiwan erstmals an 
der ICAO-Vollversammlung als Beobachter teil. Allerdings 
steht dies alles immer unter Vorbehalt Pekings. In diesem 
Jahr senkte Peking den Daumen. Grund: Die Menschen in 
Taiwan haben sich in freien, fairen, geheimen, unmittel-
baren und allgemeinen Wahlen für eine Kandidatin, Frau 
Tsai Ing-wen, entschieden, die nicht den Vorstellungen 
Rotchinas entspricht. Ich finde es ein Unding, ein Land, 
das sich selbst (!) von einem autoritären Regime zu einer 
stabilen Demokratie transformiert hat, links liegen zu las-
sen. Ich habe deshalb auch mit Wohlwollen registriert, dass 
Donald Trump mit seiner Amtskollegin telefoniert hat. 
Es sollte eine Selbstverständlichkeit sein, dass sich Part-
ner austauschen. Die USA garantieren nämlich mit ihrem 
Taiwan Relation Act die Existenz der Republik China auf 
Taiwan.

Die Ein-China-Politik setzt uns einen engen Rahmen, der 
auch von Seiten Taiwans respektiert wird. Wir Mitglieder 
des Freundeskreises arbeiten daran, dass innerhalb dieses 
Rahmens Hürden ab- und nicht weitere aufgebaut werden. 
Taiwan ist ein Leuchtturm der Demokratie für die gesamte 
Region. Taiwan ist der beste Beweis dafür, dass auch Chine-
sen Demokratie können. •
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Wir gehören zu dem glücklichen Teil der Weltbevölkerung, der in einem Rechtsstaat lebt.
Wir leben auf der Grundlage fest vereinbarter Regeln zusammen, jeder Einwohner verfügt
über unveräußerliche Rechte und staatliches Handeln ist an Recht und Gesetz gebunden.

Zum Rechtsstaat gehört aller-
dings auch die Durchsetzung 
des Rechts. Und an dieser 
Stelle müssen wir aufpassen. 
Ich habe den Eindruck, dass 
wir mit der Durchsetzung von 
Recht in Deutschland ein zu-
nehmendes Problem haben. 
Mich selbst beschlich die-
ses Gefühl das erste Mal 
2004. Als Expertin der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion für 
Extremismus und Islamis-
mus bin ich damals gegen 
die islamistische türkische 
Zeitschrift Vakit vorgegan-
gen. Diese hatte in einer mir 
vorliegenden Ausgabe den 
Holocaust geleugnet, Hitler 

als „zionistische Marionette“ bezeichnet und weitere üble 
antisemitische Propaganda verbreitet. Ich zeigte sie dar-
aufhin wegen Volksverhetzung an, als Antwort startete das 
Blatt eine Hetzkampagne gegen mich und drohte mir offen 
auf dem Titelblatt. Das wusste ich bereits vorab, denn die 
deutsche Vakit brachte den Inhalt der türkischen Ausgabe 
immer einen Tag später und ein couragierter türischstäm-
miger Redakteur des Hessischen Rundfunks hatte mich in-
formiert. Es war Freitagvormittag, ich schaltete sofort eine 
Anwaltskanzlei ein und gegen 14 Uhr lag mir tatsächlich 
eine einstweilige Verfügung gegen die Auslieferung dieser 
Ausgabe der Vakit vor. Ich hatte also Recht bekommen. 
Aber konnte ich mein Recht auch durchsetzen? Leider nein. 
Denn an einem Freitagnachmittag war es im Rhein-Main-
Gebiet leider nicht möglich, einen Gerichtsvollzieher zu 
finden, der bereit war, diese Verfügung innerhalb weniger 
Stunden auch zuzustellen. Nach stundenlanger händerin-
gender Suche, auch mit Hilfe aus dem Landesjustizministe-
rium, fand ich gegen 19 Uhr dann doch eine Gerichtsvoll-
zieherin. Doch die kam zu spät, ein Großteil der Zeitungen 
war bereits ausgeliefert. Dass mein heutiger Mann und 

meine Eltern dann am nächsten Morgen zumindest mal 
alle Exemplare in großen Hamburger und Wiesbadener 
Kiosken aufkauften, war zwar heldenhaft, aber doch kein 
echter Ersatz für den Vollzug eines richterlichen Urteils. 
Ein Einzelfall, dachte ich damals unerschütterlich. Einfach 
dumm gelaufen. Aber mit den Jahren nahm bei mir der 
Eindruck zu, dass wir es in Deutschland mit der Durchset-
zung des Rechts in Deutschland gelegentlich nicht so genau 
nehmen. Die vielen Alleinerziehenden, deren Ex-Partner 
sich ihrer Unterhaltsverpflichtung entziehen. Hat der Staat 
wirklich schon alle Mittel ausgeschöpft, hier Druck auf säu-
mige Zahler auszuüben? Menschen, die Opfer von Gewalt 
werden, wie es beim Berliner U-Bahn-Treter vor einigen 
Wochen besonders brutal von einer Überwachungskame-
ra festgehalten wurde. Was bedeutet es für sie, wenn die 
Täter auch im Wiederholungsfall mit einer Bewährungs-
strafe davonkommen und von vielen mit Verweis auf eine 
schwierige Sozialisation entschuldigt werden (jene Sozia-
lisation übrigens, auf die zu verweisen bei der Erklärung 
der erhöhten Gewaltneigung junger muslimischer Männer 
irgendwie als „total rassistisch“ gilt). Und im Fall des Ber-
liner U-Bahn-Treters kann ich diejenigen gut verstehen, die 
sich fragen, ob der Fahndungsdruck der Berliner Behörden 
ohne die mediale Aufmerksamkeit genauso hoch gewesen 
wäre. Migranten, die aus menschlich sehr nachvollziehba-
ren Gründen nach Deutschland kamen, aber eben nicht 
auf der Flucht vor Krieg oder politischer Verfolgung. Sie 
sind ausreisepflichtig, werden aber zu Hunderttausenden 
nicht abgeschoben, weil sie Auskunft über ihre Identität 
verweigern, ihre Herkunftsländer nicht kooperieren und 
manche Bundesländer achselzuckend einen „Winterab-
schiebestopp“ beschließen, um das kräftezehrende Pro-
blem wenigstens in dieser Jahreszeit vom Hals zu haben.  
Das sind drei Schlaglichter auf eine Tendenz, die mir Sor-
gen bereitet. Gerade im Umgang mit jungen Männern aus 
Nordafrika ist eine laxe Anwendung unserer eigenen Ge-
setze gefährlich. Denn für wen die eigene „Ehre“ eine wich-
tige Kategorie ist, wer sich selbst stark nach Normen der 
Stärke und Normen der Schwäche definiert, dem gegenüber 
darf unser Staat niemals schwach erscheinen. •
� Bild: Laurence Chaperon

Nicht nur recht bekommen,
sondern Recht auch durchsetzen!

Dr. Kristina Schröder, Mitgleid des Bundestages

Mitglied des Bundestages,

Ehemalige Bundesministerin für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend
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Perfide Propaganda »falsch-münzt«  
eine der letzten Freiheitsrechte
zu einer Technikfrage

Kommentar von Peter Hahne

TV-Moderator und Bestseller-Autor, gilt als einer der

prominentesten und profiliertesten Hauptstadtjournalisten,

seit über 40 Jahren in der aktiven politischen Berichterstattung.

Legendär waren seine Sommerinterviews mit Spitzenpolitikern.

Übertrieben? Ich möchte nicht von Bürokraten des Staates, 
von Finanzverwaltung, Verbotsparteien oder ein Gutmen-
schen-Regime bis auf den letzten Cent überwacht werden. 
Zu wissen, wann ich wo, zu welchem Zeitpunkt und zu wel-
chem Zweck ausgegeben habe, das geht nur mich etwas an. 
Alles andere ist Rückfall in eine Stasi-Diktatur - mit einem 
Unterschied: Man braucht dafür kaum Mitarbeiter, das er-
ledigt dann alles ein Knopfdruck. Der lebensweise russi-
sche Dichter Dostojewski hat recht: »Bargeld ist gedruckte 
und geprägte Freiheit.« Deshalb: Wehret den Anfängen, 
die mit geradezu perfider Propaganda eine der letzten Frei-
heitsrechte zu einer Technikfrage falsch-münzen. 

Dass immer mehr elektronisch zahlen, ist deren Problem. 
Zu einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung ge-
hört die Wahlfreiheit. Für Bildung, Erziehung, Marktwirt-
schaft und eben das Bargeld. Apropos Fortschrittsfeind-
lichkeit: Das zentrale Abbuchen der Minuszinsen wäre 
im doppelten Wortsinn wirklich ein wahnsinniger Fort-
schritt… •

»Ach, da kommt ja unser Fortschrittsfeind«, spottete ein 
allseits bekannter Politiker, der sich sichtlich über den Er-
folg meines Bestsellers »Finger weg von unserem Bargeld!« 
ärgerte. Warum ich denn ausgerechnet als Medienmann 
so vehement gegen die Abschaffung des Bargeldes polemi-
siere? »Und warum brechen Sie dauernd Ihren Amtseid?« 
konterte ich. Es begann ein Schlagabtausch, der sich lohn-
te. Und beim Essener Parteitag stimmte auch er für das 
Bargeld! Weniger wegen Hahne als der verstörten Wähler 
wegen. Es geht hier doch nicht um Pro und Contra moder-
ner Technik, es geht um Chancen und Risiken für unsere 
Freiheit und die ohnehin schon enorm bedrohte Sicherheit.

Und was den Amtseid angeht: Der wurde nun schon bei der 
illusionären Flüchtlingspolitik massiv gebrochen. »Schaden 
vom deutschen Volk zu wenden…«, das gilt erst Recht beim 
hoch politischen Bargeldthema. Die Schmeichler in Sachen 
»Mehr Sicherheit« müssen sich doch tagtäglich eines Bes-
seren belehren lassen. Konten und Banken werden geplün-
dert, ganze Computersysteme lahmgelegt, die Telekom läßt 
grüßen. Firmen führen »Krieg« (so Thyssen-Krupp gegen 
Hacker-Banden, laut offizieller Pressemeldung) und die 
Silicon-Valley-Kings warnen ihre Nutzer regelmäßig vor 
immer neuen Angriffen Krimineller. Wer da von Sicherheit 
schwadroniert, ist weltfremd und bar jeglicher Verantwor-
tung, »das Gute zu mehren.«
Neben der kriminellen Energie und dem 100prozentigen (!) 
Zugriff auf mein Vermögen steht die ideologische Bedro-
hung. Wenn mir jetzt schon gewisse Verbotsparteien vor-
schreiben wollen, wie ich zu reden oder zu essen habe, und 
die Sprachpolizei den Genderwahn zur Staatsräson macht, 
was blüht uns dann erst bei unserem Geld?!
Totalitaristen wähnen sich meist im Besitz der höheren 
Moral nach Gutmenschen-Art. Es lohnt sich, neben Or-
wells Klassiker »1984« (inzwischen als völlig untertrieben 
entlarvt) auch dessen Fabel »Farm der Tiere« mal wieder 
zu lesen. Uralt und brennend aktuell. Was wohlwollende 
Bürger in lauterer demokratischer Absicht beschließen, er-
weist sich in der Hand der Falschen als Bumerang, der aus 
Freiheit Sklaverei macht.
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»Im Deutschen lügt man, wenn man höflich ist.« spricht Goethe 
in Faust aus Baccalaureus’ Mund. Und bis heute sind Ehrlichkeit 
und Authentizität unsere Lieblingstugenden. Gesicht zeigen zählt. 
Und zwar mehr, als ein Gesicht zu wahren. Oberflächlichkeit mag 
dem Rheinländer verziehen sein. Ansonsten mögen Floskeln und 
Phrasen bitte Sache von Amerikanern und Asiaten bleiben. Wer 
fragt: »How are you?« darf sich auf unsere ehrliche Antwort freuen: 
»Bescheiden, wenn Sie es genau wissen wollen!« Offen bleibt meist 
die Frage, wie genau mein gegenüber es eigentlich wissen wollte.

Kultur bevorzugt das Angenehme. Doch wie kann das zu einer 
Frage von Wahrheit und Lüge werden? Warum zeigen wir uns un-
geschminkt, reden Tacheles, schlagen mit dem

Zaunpfahl zu statt zwischen den Zeilen zu lesen? Eine Begründung 
liefert Rousseau, Aufklärer und Schutzpatron der 68er: »Natur ist 
gesund, Kultur verdirbt den Charakter.« Sein »Edler Wilder« lebt 
gerade und aufrecht, nur in und für sich. Der Vergesellschaftete 
seiner Ansicht nach stets außerhalb seiner selbst – krumm, kon-
fliktscheu und voller scheinheiliger Zwänge. Wie eine Dame aus 
meinem Haus. Ein Nachbar sprach mich neulich auf sie an: »Knig-
ge, warum haben Sie denn der Peters die Kartoffeln hochgetra-
gen? Die ist doch gerade mal halb so alt wie Sie?« »Weil sie mich 
freundlich darum gebeten hat.« antwortete ich. »Ja. Freundlich 

Erfolgreich
Mensch bleiben
In Zeiten, in denen sich neun von zehn Menschen mehr Respekt im Umgang mitein-
ander wünschen und die Rüpel-Republik ausgerufen haben, fällt es nicht immer leicht 
erfolgreich Mensch zu bleiben. Geht aber, wenn wir da beginnen, wo wir den größten 
Hebel haben: bei uns selbst. Unserer Sehnsucht nach Ehrlichkeit, Formfreiheit und mo-
ralischer Luftherrschaft zum Trotz.

Moritz Freiherr Knigge

Moritz Freiherr Knigge

Seit 15 Jahren spricht der Autor und Redner

mit und zu Menschen in Unternehmen.

Mit jungen Hüpfern, alten Hasen, fleissigen Bienen,

Haifischen, Zwölf-Endern, grauen Mäusen und bunten Vögeln.

 Er hört zu, was sie verärgert, bewegt, erfreut und inspiriert

im Umgang mit Menschen.
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ist die. Scheint ihre Masche zu sein!« Freundlichkeit als 
Waffe, dachte ich. Wow. »Alles Ehrenhafte ist nützlich.« 
dachte ich am Abend, als die freundliche Frau Peters einen 
Teller köstlichen Kartoffel-Auflaufs brachte. Umgangsfor-
men sind wie ein Schmierstoff, der die Leere zwischen den 
Menschen füllt. Und uns erlaubt Nähe herzustellen indem 
wir Distanz wahren. So wie Schopenhauers Stachelschwei-
ne, die sich in kalten Winternächten wärmen ohne sich zu 
zerstechen. Sie haben eine Form gefunden, das Mögliche 
gemeinsam zu leben.

Wer Form wahrt, zeigt Bereitschaft, die Wirklichkeit aus-
zuhalten und nicht alles auf die Goldwaage zu legen. Mein 
britischer Freund Simon formuliert das so: »Wenn in Lon-
don jemand angerempelt wird, sagt er »Sorry«. Nicht weil 
er weich in der Birne ist, sondern, sondern damit er unge-
stört tun kann, was er will: entspannt nach Hause gehen. 
Wenn ich in Deutschland jemanden anrempele, fühlt er 
sich angegriffen: ‚Tschuldigung!?’ Bitte ich ihn um Ent-
schuldigung, zieht meckernd ab. Und erzählt zuhause, dass 
nur noch Rüpel durch die Welt rennen. Ich nenne das ‚The 
German-Sorry‘. Am Ende fühlen sich alle schlecht.«

Apropos schlechtes Gefühl: Was macht der edle Wilde, 
wenn ihm die Wildheit der anderen auf die Nerven geht? Er 

macht sich zum Edlen und die anderen zu Wilden. Mittels 
Moral. Der Entwertung der anderen: Der Gutmenschen, 
der Helikoptereltern, der Lügenpresse, der Fleischfresser, 
der Körnerfresser, der Raucher, der Marathonläufer, der 
Sozialschmarotzer, der SUV-Bonzen, der Migranten, der 
Betriebsräte, der Konsumopfer und naiven Weltverbesse-
rer. Schublade auf und rein mit dir. Wer Sein und Sollen 
auseinanderhalten will, wer Kultur verteufelt und Rohheit 
zur Tugend macht, wer anderen die Maske herunter reissen 
will, sie auf dieser oder jener Seite sehen will, der zerstört
jedes Miteinander.

Ich will also lieber dort anfangen, wo ich wirklich etwas 
ändern kann. Bei mir selbst. Erfolgreich Mensch bleiben 
heißt für mich, die Möglichkeiten im Umgang mit anderen
wachsen zu sehen. Schubladen aufzumachen, meinen Mut 
zusammen zu nehmen, die eigene Wildheit und das Edle 
im anderen zu sehen. Form heißt, mich in Form zu bringen,
statt sie von anderen zu fordern. Wer erfolgreich Mensch 
bleiben will, tritt in Vorleistung. Er tut, was er von anderen 
erwartet. Und er lässt sich von Rückschlägen nicht entmu-
tigen. Das können nur wir: einander ein Gesicht geben und 
es wahren. Wir sind so frei. Und mal unter uns: Wer könnte 
uns diese Arbeit abnehmen? •
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Whisky
Made in Germany

»Whisky ist flüssiges Sonnenlicht«, erklärte der Dichter 
George Bernhard Shaw und viele Schriftsteller teilten sei-
ne Leidenschaft und suchten Inspiration in den goldenen 
Tropfen.

Heute ist Whisky ein regionales und internationales Ge-
tränk zugleich. Rings um den Erdball destillieren die 
Brennmeister und lagern ihr Aqua Vitae – Wasser des Le-
bens – behutsam in sorgfältig ausgewählten Fässern. 
Als das »Malt Whisky Yearbook« im Jahre 2005 erstmals 
erschien, führten die Autoren gerade einmal 33 internatio-
nale Malt Whisky Brennereien auf. In der aktuellen 2017er 
Ausgabe sind es 287. Das Land, welches derzeit auf die ein-
drucksvollste Dynamik verweisen kann, ist Deutschland. 

Die Whisky-Historie in Deutschland ist vergleichs-
weise jung. 1961 erlebte eine Marke ihre Ge-
burt, die noch heute als fünftmeist ver-
kaufter Whisk(e)y in Deutschland 
über die Verkaufstresen wandert 
–Racke Rauchzart, ein blended 
Scotch. Ursprünglich als »Red 
Fox« ins Leben gerufen, sorg-
ten Proteste aus Schottland 
für eine Umbenennung. Der 
rote Fuchs ist im Logo aber 
bis heute erhalten geblieben.
Der Pionier der deutschen 
Single Malt Whiskys ist die 
Destillerie »Blaue Maus« in der 
Fränkischen Schweiz. Seit über 
30 Jahren experimentiert das Team 
um Thomas Fleischmann mit Single 
Cask Abfüllungen aus abwechslungsreichen 
Fässern. Für das aktuellste Produkt wurden eini-
ge Fässer nahe einer Austernbank vor Sylt in der Nordsee 
versenkt, um den Einfluss von Temperatur, Gezeitenstrom 
und Bewuchs auf den Fässern, auf den Whisky herauszu-
finden.
Das hiesige Handwerk bei der Destillationskunst ist reich-
lich vorhanden. Obstbrände und Geiste zählen zu den 
hervorragendsten Elixieren des Landes und auch die Brau-
tradition ist hoch angesehen – schließlich beginnt jeder 
Whisky seine Laufbahn als Bier.

Die bekannteste deutsche Whiskymarke stammt vom 
oberbayerischen Schliersee und nennt sich daher nach 
einem alten Kloster »Slyrs«. Die Wurzeln reichen zurück 
ins Jahr 1928, als die Lantenhammer Destillerie gegrün-
det wurde, die heute von der Familie Stetter geführt wird. 
Florian Stetter, seines Zeichens Braumeister, unternahm 
1994 eine Reise nach Schottland, die ihn zu einer Wette 
verleitete, dass auch in Bayern ein guter heimischer Whis-
ky machbar sei. Den Wetteinsatz – ein Kasten Bier – ge-
wann er.

Mit einem fulminanten Neuanfang legte eine der meist-
beachteten Destillerien Deutschlands einen rasanten 
Start hin. Im Brandenburgischen Spreewald erzeugte die 
Sloupisti Destillerie ihre regionalen Produkte. Der Sing-

le Malt fiel dem renommierten Whisky-Tester Jim 
Murray in die Hände. In seiner jährlichen 

»Whisky Bible« verlieh er dem Pro-
dukt von Dr. Thorsten Römer dann 

sensationelle 94 von 100 Punkte. 
Römer übergab das Zepter nun 

an die nächste Generation von 
Whisky-Enthusiasten. Basti-
an Heuser, Steffen Lohr und 
Sebastian Brack. Unter der 
Marke »Stork Club« widmen 
sie sich nun dem Single Malt 
und Rye Whisky. Sie bringen 

das mit, was in Deutschland 
noch in den Kinderschuhen 

steckt – Kenntnisse zu Hölzern 
und Fässern, um das Rohdestillat im 

Laufe der Jahre zu veredeln.

Folgen wir dem Rat des amerikanischen Schauspie-
lers Humphrey Bogart: »Man muss dem Leben immer um 
mindestens einem Whisky voraus sein.« Diesmal zur Ab-
wechslung vielleicht mit einem Whisky aus Deutschland.

www.fleischmann-whisky.de
spreewood-distillers.com

stork-club-whisky.com
slyrs.com

Er ist nicht nur köstlich, er ist liquide Sehnsucht im Glas.
Sei es der Whisky der schottischen Highlands, der Whiskey
der grünen Insel Irlands oder der Bourbon aus Kentucky.  

Erhards Erben 01|2017

57

Kolumne | Whisky



Atem quaectem sus, con natquia tiatis adignimus volor ar-
umenis accum volor a deliass inciet re volectibus earupta 
a qui corum reiur? Qui unt is ex esecessed molorit optassi 
tempore peliquas atia simolo blatemp edicten dipsam int.
Volorernatio et ut ut atur aperibus, si tem. Tem ut ent porer-
rum est, invelluptis am eum, nosto tendaere imillumqui ac-
cus, illisque ipsam aces magnihicae ea doluptat ulla dollat 
eture odit voloritas et debis intiis elliquisciet aut pari blabo. 
Ita doluptaqui nem et, officimus maion eost qui volluptatet 
ut atquisi aut lant prat aut apelignam rest aut et evelent.
Duntium que exeratu reprem sitate dolupidit etur ma ver-
chic tem hilique offictam harciento volupta voluptatur 
aborum venda none provide lliscit ionsenda que optatiur?
Officaborem ut eossunto bla dusa quam, sit escim re vo-
luptatis as doloriatur a dest, volore sinisi alitates aut volese-
que volut aut rerum sus ulparchitis dernatem nonem repu-
dae escid moditatquat latur?
Otate consequatur? Eruntia voluptas quiberum, simus, 
ommolumquiam hillab ium as aut ea quati aciet volut volo 
molut earum quae non eos eic to tore omni volorio escium 
et vellaturia estibus eiumque invende minulpa venda incto 
te officiis se experum faccae diatur arum velenisit accust es 
doloreptas nos et acculles magnatemqui cus exeressiti au-
daesc idelic te doluptat lam quo magnihilis alique pa quatiis 
ex eosam reicientis et aut es et moluptatat.
Tur, teceaqui ium remporepudam que nonem a imollit la 
plitatia sit dolor minvel eum nobitis samentio maximai 
orestist la nam arumquamus sima dolorio nsequam non-
sequ issitatur, ommodi simet, coruptatis qui quo inusciam 
facilla ccusapitae nessinis seque pe consecae et quodit velit 
fugiaep reriatam, sitas que prem re rerum simpore pelectus, 
omnis alit esequatiunt evelis ullabor santi volupiet audipsa 
ecuptam quasperum illatem res ati occum num numquaes-
te nectis magnis re omnisquia sit di od quodis venduciet et 
et alique renda nis adisciam quiscid quaecta taeped ut acca-
tia nonsequatis duntis eum inci blaborio moluptae dolorib 
usciet quatas evelest, quatibu sapelenia duntis ipsamus con 
nonecta aut quam, officipsant ent et re ma cus.
Alitiberae ilibus dolorerem evenis rest, senecum fugit dolo 
ipsa qui nam, essit fuga. Tem et quiae nullupt assimint.
Ero quam dolupta simperum, utatur maio vendis eaque si 
destruntem iume et endam iumque volenim illenim id et 
volor sim faccus re esereste quo inctatur sit labora nos non-
sequiatem quiatur sequisquae nestrum aut re, quatiori tem. 
Fugiatem eatur?
Dolupta aut quas quia praturibus alicatur rempere rroriae 
rferempori occus ut as doluptatur moditatia quia nisquatur 

aspel maio volora qui doloris simporibus inverchestium. 
Ad non in vilinat inatium oricia moventerent? qui is con-
los hossupplis; hocupim enihil con vivem et, convoltorte 
no. Unti, ut que et Catuus intideo iam in dum, que alicerei 
publicaedit, nos, utem ina, clut vir adetra? Cerraet rimmo-
ratquo Casdam signatictum o parid contebunum isquide 
larbis stiae aucidit; nonox ma, tum maxim rebefac chilis 
resimunum igna, nos vere tam viliis bonique ine qua con 
ine et conenatus, norae inatre, comnimus Ahactor avocum 
ineroxi mmodien tisulius, us, faudam am hostra niquam 
mendepe riviliu spionsu mo me num tem diissu is con se 
in nonsid condi, P. O ta, omperente inatum iam et ent vide 
quo Castam morio cris bondet L. Quam pravere praver ut 
L. Gracesediis ia occhus adenatu ustilla re

In den Winterwochen ist ja leider oftmals weniger Gelegen-
heit für ausgiebige Genießerstunden, zumindest bezogen 
auf den Genuss einer guten Zigarre. Denn vorwiegend darf 
ja indoor kaum noch geraucht werden. Aber wie heißt es 
so schön? A bisserl was geht allerweil… Erst recht, wenn 
Feier- oder tolle Tage mal wieder ein langes Wochenende 
möglich machen.

Für derlei genüssliche Stunden möchte ich Ihnen heute 
die La Ley vorstellen, eine Edel-Kreation von Didier Hou-
venaghel, dessen Nicarao Zigarren zu meinen absoluten 
Lieblingen zählen. Der Name Nicarao stammt von einem 
Indianerhäuptling, der nachweislich bereits die Wirkung 
von Tabakblättern kannte. Nach ihm ist auch das Land Ni-
caragua benannt.

Didier Houvenaghel ist gebürtiger Bel-
gier, der Zigarre lebt wie kaum ein 
anderer. Inzwischen verbringt 
er die meiste Zeit des Jahres in 
Nicaragua, hat seinen Wohn-
sitz aber in Singapur. Der 
studierte Agrarökonom 
absolvierte seine Magister-
arbeit an der Universität 
Pinar del Rio in Cuba mit 
dem immer schon verfolg-
ten Ziel, eigene Zigarren zu 
kreieren. Wobei er die idealen 
Bodenverhältnisse und Mikro-
klimata nicht auf Cuba, sondern 
in Nicaragua fand. Dort vor allem 
in den Anbaugebieten Jalapa und Este-
li.

Unter anderem aufgrund seiner Weltgewandtheit und da-
durch auch unglaublich zahlreichen Kontakten zu Zigar-
renfreunden in der ganzen Welt kam er vor einigen Jahren 
auf die Idee, mit Tabaken aus Nicaragua cubanische Zigar-
ren »nachzubauen«, die durch extrem lange Lagerung über 
mehr als 10 – 12 Jahre besonders ausgereift schmecken.

Knapp vier Jahre Entwicklungszeit waren nötig. Dann 
wurde Tabak selektiert, der bereits sechs - acht Jahre im 
Lager vor sich hin reift. Der fertige Blend wird dann für 
weitere 12 Monate im »Aging Room« nachgelagert und 
dann erst in hübsche Kisten verpackt zum Verkauf frei-
gegeben. Dass sich dieser Aufwand lohnt, zeigt die La Ley 
bereits optisch durch ein auffällig feines, helles Deckblatt. 
Und schon der Kaltzug lässt darauf schließen, dass sie ein 
absolut perfektes Zugverhalten hat. Durch die noch nicht 
brennende Zigarre schmeckt es nach fein abgestimmten 
zarten Kakaonoten und reinem, fein ausgereiftem Tabak.

Angezündet ist die La Ley relativ schnell voll präsent, ent-
wickelt voluminös cremigen Rauch, der anfangs winzige 

Nuancen an Pfeffernoten erkennen lässt. Die minima-
le Schärfe ist nach vier - fünf Zügen komplett 

verschwunden, und es machen sich feine 
Aromen nach Erde, etwas Leder, Kaf-

fee und vor allem heller (Milch)
Schokolade breit. Phasenweise 

macht die Zigarre einen regel-
recht »sahnigen« Eindruck. 
Diese feine Aromenvielfalt in 
Kombination mit der ausge-
wogenen Cremigkeit machen 
die La Ley zu einem wirklich 
außergewöhnlichen Rau-

cherlebnis.

Der Name La Ley kommt aus 
dem spanischen und heißt über-

setzt »Das Gesetz«. Nicht dass Sie 
jetzt denken, die La Ley sei eine spezi-

elle Zigarre nur für Juristen. Für Didier steht 
der Name im Zusammenhang mit seiner Idee, alte 

cubanische Zigarren nachzuempfinden. Denn La Ley war 
zur Mitte des 19. Jahrhunderts eine cubanische Marke, die 
nunmehr mit diesem Blend zu neuem Leben erweckt wur-
de.
Didier selbst beschreibt seine La Ley kurz und knackig mit 
»Charakter, Balance, Authentizität«. Dem ist nichts hinzu-
zufügen. Außer vielleicht: Unbedingt probieren! •

Gottfried Brückner

Nicht nur für Juristen ...
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Während ich dies schreibe, haben wir in Berlin eine Stasi-
debatte – wer weiß, was in der Zeit, die bis zum Erscheinen 
dieses Heftes erscheint, daraus geworden ist. Es geht um 
einen Ex-Stasimann, der in der rotrotgrünen Koalition 
Staatssekretär geworden ist. Ich habe dazu für meine Zei-
tung eine Glosse geschrieben, in der ich mich über den Satz 
»Ich habe niemandem geschadet« lustig machte.

Ein Stasimann, der niemandem geschadet 
hat, kann ja nur ein total unfähiger 
Stasimann sein. Warum entsendet 
die Linke denn nicht wenigstens 
einen ihrer kompetenteren 
Stasi-Mitarbeiter in die Regie-
rung?

Daraufhin schrieb ein Kol-
lege, der in der DDR auf-
gewachsen ist, eine Entgeg-
nung. Er erinnerte daran, 
dass der Staatssekretär damals 
sehr jung gewesen ist. Als er, um 
einen Job an der Uni zu kriegen, 
über seine Vergangenheit log, hat er 
etwas getan, was viele andere an seiner 
Stelle auch gemacht hätten. Das alles war ir-
gendwie menschlich und ist lange her. 

Jedes Wort, das der Kollege schrieb, stimmte. Auch ich bin 
dafür, Menschen ihre Verfehlungen nicht lebenslang nach-
zutragen, zumal die Fehler der Jugend. Was Jugendsünden 
betrifft, habe auch ich einiges anzubieten. Die Haltung des 

Kollegen blendet allerdings die Opfer der Stasi vollkom-
men aus. Sie kommen in seinen Gedanken nicht vor, sie 
sind sozusagen ausgebürgert. Was die Leute empfinden, 
denen man die Kinder weggenommen hat, die im Gefäng-
nis saßen und deren Leben kaputt war, das weiß man. Sie 
sind empört. Jemand von dieser Firma ist wieder oben an-
gekommen. Die Opfer waren auch DDR-Bürger – schon 

vergessen? 

Es ist verrückt. Die, die damals oben 
saßen, versuchen heute immer 

noch so zu tun, als seien sie die 
einzig wahre Stimme des Os-

tens. Das ist der bis heute 
größte politische Erfolg der 
PDS und später der Partei 
»Die Linke«. Sie hat es ge-
schafft, dass sie von vielen 
für die Stimme des Ostens 
gehalten wird. Und die, die 

damals in der DDR den Mund 
halten soll-ten, die sollten am 

besten auch heute schweigen. 

»Opfer«, dieses Wort fasziniert mich, 
es ist ja ein sehr beliebtes Wort. Wir haben 

großes Verständnis für die Opfer von Diskrimie-
rungen jedweder Art und für deren Empfindungen. Ich 
kritisiere das nicht, ich finde es richtig. Aber mir fällt auf, 
dass es, je nach politischer Haltung, Opfer erster Klasse 
und Opfer zweiter Klasse gibt.

Opfer erster
und zweiter Klasse

Harald Martenstein

Bild: C. Bertelsmann
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Wenn der Berliner Stasi-Staatssekretär einen sexistischen 
oder rassistischen Witz macht, ist er sein Amt vermutlich 
schnell los. Dass er die Gefühle von zigtausenden Stasiop-
fern beleidigt, ist für die Linke unwichtig.

Ich gestehe, dass ich manchmal auch an die Gefühle von 
Verbrechensopfern denken muss. Vor einigen Monaten 
haben in Hamburg vier junge Männer bei einer Party eine 
14jährige vergewaltigt, dazu verwendeten sie auch Fla-
schen. Anschließend warfen sie ihr bewusstloses Opfer, 
fast nackt, wie ein Stück Müll in den Hinterhof. Das Mäd-
chen entkam nur durch Zufall dem Tod. Vor Gericht traten 
die Täter lachend und mit Siegerposen auf. Vier der fünf 
kamen mit Bewährungsstrafen davon, vor allem, weil sie 
noch Jugendliche sind. 

Als liberaler bin ich gegen Rachejustiz, ich halte die Prin-
zipen des Jugendstrafrechts für vernünftig und glaube 
sowieso nicht daran, dass Strafen Menschen automatisch 
besser machen. Fest steht allerdings auch, dass Urteile 
dieser Art von vielen Opfern als zusätzliche Demütigung 
empfunden werden.

Was bedeutet es für die Menschenwürde dieses Mädchens, 
wenn ihre Peiniger vor Gericht Grund zum Lachen haben? 
Das ist natürlich ein völlig anderer Fall als der des Staats-
sekretärs. Die einzige Gemeinsamkeit besteht darin, dass 
in beiden Fällen die Gefühle der Opfer, die uns doch sonst 
in politischen Debatten immer so wichtig sind, nachran-
gig behandelt werden, und dass ich es in beiden Fällen nur 
schwer ertragen kann.  •
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Die nächste Ausgabe von Erhards Erben

erscheint am 2. Mai 2017.

Schwerpunkt:

»Transatlantik - 100 Tage Trump«

»Wehe dem,
der glaubt,

man könne Europa
etwa zentralstaatlich

zusammenfassen,
oder

man könne es
unter eine mehr

oder minder
ausgeprägte

zentrale Gewalt
stellen. 

Nein -
dieses Europa

hat seinen Wert
auch für die übrige Welt

gerade in seiner Buntheit,
in der Mannigfaltigkeit
und Differenziertheit

des Lebens.«

Ludwig Erhard
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